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Vorwort

Die Hauptaufgabe des internationale Eisenbahnverbandes (UIC) seit seiner Gründung am 20. Oktober 1922 auf der Internationalen Konferenz in Paris besteht darin, die Betriebsbedingungen für die Eisenbahnen im Hinblick auf den internationalen Verkehr zu vereinheitlichen und ihre Einführung zu verbessern. 
Seit diesem Tag ist die UIC ständig gewachsen und umfasst heute 137 Mitglieder aus beinahe hundert Ländern aller fünf Kontinente. Bei den UN genießt die UIC Beobachterstatus.

Ziel der UIC ist es, die internationale Zusammenarbeit zwischen den Eisenbahnunternehmen zu fördern und weltweit für die Vorzüge internationaler Bahnbeförderungsleistungen zu werben. Sie muss dazu beitragen, die Kohärenz des gesamten Bahnsystems und die Realisierung der technischen, betrieblichen und wirtschaftlichen Interoperabilität sicherzustellen. Darüber hinaus hat die UIC die Aufgabe, die Vorteile der Schiene gegenüber den Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit ins rechte Licht zu setzen.

Die Gemeinschaft der europäischen Bahnen (GEB) wurde 1988 gegründet, um Fragen, die die Europäische Union betreffen, zu bearbeiten. Die GEB vertritt die Interessen der Bahnen der Europäischen Union und einiger anderer europäischer Länder gegenüber den Institutionen der EU. Innerhalb der UIC/GEB verfügt der Ausschuss Güterverkehr über verschiedene Arbeitsstrukturen, zu der die Synthesegruppe "Gefahrgut" gehört. Sie wurde 1995 gegründet und hat die Aufgabe, Aktivitäten zur Förderung der Qualität und der Sicherheit des Transportes von gefährlichen Stoffen zu koordinieren.

Während mehrerer Jahre führte die Synthesegruppe "Gefahrgut" verschiedene Arbeiten zum Thema Qualität und Sicherheit des Transports gefährlicher Güter durch. Gemeinsam mit der Europäischen Kommission (GD XI und GD VII ) wurden im Rahmen der Umsetzung der neuen SEVESO-Richtlinie – bekannt als Seveso II - eingehende Überlegungen zum Thema Rangierbahnhöfe angestellt. Da die Rangierbahnhöfe aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie ausgeschlossen sind, soll aufgezeigt werden, dass das Sicherheitsniveau des Transports in diesen Bahnhöfen genauso hoch ist wie das der Anlagen der SEVESO-Richtlinie.

Im Sicherheitssystem des Schienentransports stellen Notfallpläne eine ganz wichtige Komponente dar, deren örtliche und übergreifende Maßnahmen kohärent und einheitlich sein müssen. Diese Pläne wurden schrittweise von den Bahnen in deren jeweiligem nationalen Rahmen und im wesentlichen entsprechend den nationalen Besonderheiten des Zivilschutzes erstellt. Für die Realisierung der Notfallpläne wählte die GEB eine einheitliche Vorgehensweise, die den europäischen Gegebenheiten Rechnung trägt, aber auch das Subsidiaritätsprinzip berücksichtigt, damit dieser Leitfaden zusammen mit den nationalen Referenztexten verwendet werden kann. 
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1.
Anforderungen und Leitfaden

1.1
Zweck

Der Leitfaden kann von Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreibern neben Handbüchern und nationalen Bezugswerken als gemeinsames Rahmenwerk verwendet werden, mit dem sie Notfallplanungsstrategien und -praktiken für Rangierbahnhöfe, in denen gefährliche Stoffe gehandhabt werden, entwickeln und umsetzen. Er ist nicht dazu bestimmt, die bestehenden gesetzlichen Vorschriften und umfassenden Notfallplanungen der Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber zu ersetzen. 

1.2
Anwendungsbereich

Der Leitfaden bezieht sich zwar auf Rangierbahnhöfe, die darin enthaltenen Notfallplanungsgrundsätze gelten jedoch auch für andere Bahnbetriebselemente, wie z.B. KLV-Terminals. Sie gelten außerdem für die bei der Bahn entstehenden potenziellen Unfallfolgen in externen Anlagen, in denen sehr gefährliche Stoffe gehandhabt werden. 

1.3
EU-Richtlinien

Die EU-Richtlinie Seveso II (96/82/E) fordert die Durchführung von Kontrollen schwerer Unfälle in ortsfesten Anlagen. Der Umfang dieser Kontrollen im Rahmen der nationalen Gesetzgebung hängt von der Art des behandelten gefährlichen Stoffes und seiner Menge ab. Rangierbahnhöfe sind von Artikel 4(c) der Seveso-II-Richtlinie ausgenommen (mit Ausnahme der von der Richtlinie abgedeckten Anlagen). Bei der Erwägung dessen, was aus der Seveso-II-Richtlinie ausgenommen ist, wurde festgestellt, dass die Richtlinie 96/49EG des Rates die zeitlich begrenzte Zwischenlagerung als „transportbedingten Aufenthalt“ definiert. 

Eine Erklärung des Rates erfordert eine Folgemaßnahme und ggf. einen Vorschlag der Kommission für Rangierbahnhöfe. Bei der Überprüfung wurde festgestellt, dass die Notfallplanung in Rangierbahnhöfen weiterhin Aufmerksamkeit verdient. 

1.4
Bahnen

1.4.1
Organisation

Dieser Leitfaden erkennt an, dass die Bahnen in den einzelnen Ländern im Rahmen unterschiedlicher gesetzlicher Strukturen, Organisationen und Kulturen arbeiten. Eine Bahn kann so z.B. eine öffentliche Behörde, ein privatwirtschaftliches Unternehmen oder auch eine Kombination aus beidem sein. Vielleicht wird sie als integriertes Unternehmen mit Fertigungstiefe geführt oder sie ist in unterschiedliche Geschäftsbereiche - Infrastrukturvorhaltung, Infrastrukturmanagement und Eisenbahnverkehrsunternehmen - aufgespalten. 

1.4.2
Transport gefährlicher Stoffe

Die Schienenbeförderung gefährlicher Stoffe erfolgt im Rahmen eines Gesamtbetriebskonzepts, das einem umfassenden Sicherheitsmanagementsystem untersteht. Dieses System sorgt für die Zwischenfall- und Unfallverhütung, die angemessene Vorbereitung und Bekämpfung von Unfällen, für Überprüfung, Feed-back und Sicherheitsverbesserungen durch Systemwandel. 

Wichtig ist die Kohärenz der einzelnen Vorschriften, Verordnungen und Strategien für Verpackung, Handhabung und Transport gefährlicher Stoffe. 

Die Empfehlungen des UN-Expertenkomitees für gefährliche Stoffe bilden die Grundlage für die Harmonisierung der Anforderungen an die einzelnen Verkehrsträger, einschließlich Schiene (RID) und Straße (ADR). Im Europäischen Schienenverkehr sorgt die RID-Rahmenrichtlinie dafür, dass das RID nicht nur im internationalen, sondern auch im nationalen Verkehr zur Anwendung kommt. 

Dieser gemeinsame Ansatz umfasst Richtlinien, die auf entsprechenden Erfahrungen und Kompetenzen aufbauen und gemeinsame Kriterien für die verschiedenen Aspekte des Bahnbetriebs beim Transport gefährlicher Stoffe enthalten. Dazu gehören Aspekte wie z.B. die Identifizierung gefährlicher Stoffe, Betriebsverfahren, Risikobewertung, Informationsquellen, Dokumentation, Sendungsüberwachung, Personalkompetenz und Unfallberichte. 

Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber müssen über ausreichende Erfahrung und Kompetenz für die Annahme und sichere Beförderung von gefährlichen Stoffen verfügen. Dazu gehören Aspekte wie Verladen und Bezetteln, Eigenschaften der gefährlichen Stoffe, Zugbewegungen und Bekämpfungsmaßnahmen.

Alle an der Transportkette Beteiligten müssen Informationen zur Verfügung stellen und die Sendungen überwachen, um gefährliche Stoffe einfach erkennen und lokalisieren zu können, über ihre Gefahren unterrichtet zu sein und so geeignete Kontrollen vorsehen zu können. Diese Überwachungssysteme können von Bahnen und anderen Organisationen gemeinsam betrieben werden, wobei jeder seinen Beitrag zu diesem System und der Erfassung/Bereitstellung der Daten leisten muss.

Sicherheitsberater für gefährliche Stoffe, wie sie in der EU-Richtlinie 96/35 vorgesehen sind, tragen ebenfalls zur Gefahrenverhütung bei.

1.4.3
Wirtschaftliche Auswirkungen

Der Bahnbetrieb ist ein wichtiger Bestandteil der Wirtschaft. Jeder die Wettbewerbsposition der Bahn beeinträchtigende Vorfall kann weit reichende Folgen nicht nur für die Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber selbst, sondern auch für die wirtschaftlichen Interessen der Region und des Landes, wo sich der Unfall ereignet, nach sich ziehen und unter Umständen Wirkungen haben, die über die Grenzen des Landes hinausreichen.

Die Unfallumstände können bewirken, dass ein Unternehmen nicht mehr in der Lage ist, seine Geschäfte ganz oder teilweise weiterzuführen. Bei der Erstellung von Plänen sind deshalb auch Maßnahmen für die Erholung des Geschäftes von der durch den Unfall bewirkten Situation vorzusehen. 

Sicherheit und Umweltschutz sind grundlegende Anforderungen des Bahnmanagements. Wirtschaftliche Fortschritte dürfen nicht auf Kosten der Sicherheit gehen oder zu einer Vernachlässigung der Unfallvorbereitung führen. 

1.4.4
Notfallpläne

Dieser Leitfaden für die Notfallplanung in Rangierbahnhöfen bildet die Grundlage für die Umsetzung eines kohärenten Ansatzes der Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber sowohl untereinander und mit den Stellen anderer Verkehrsträger, als auch mit Industrie, Behörden sowie Not- und Rettungsdiensten. Der Leitfaden berücksichtigt ferner die bei den Europäischen Bahnen bereits zur Anwendung kommenden besten Verfahren (z.B. Sicherheitsmanagement). Er erkennt auch andere in der Bibliografie angegebenen Bezugswerke an, die bei der Entwicklung und Implementierung von Abkommen, die den Besonderheiten des Bahnbetriebs Rechnung tragen, genutzt werden sollen.

Daneben enthält das UNEP-Programm „Awareness and Planning for Emergencies at Local Level“ (APELL) wichtige Hinweise zur Erstellung von Notfallplänen für Unfälle mit gefährlichen Stoffen, womit es anerkennt, dass die richtige Vorbereitung zu einem besseren Verständnis der jeweiligen Gefahren und damit zu Vorbeugemaßnahmen beiträgt.

Bessere Unfallbekämpfungsmaßnahmen im Gefahrgutbereich sind sowohl national als auch international zu unterstützen. Um tatsächlich wirkungsvoll zu sein, muss diese Unterstützung allerdings auf einem langfristigen Engagement beruhen.

1.5
Größere Verantwortung und Einsatz

Der Leitfaden befasst sich schwerpunktmäßig mit der Notfallplanung in Rangierbahnhöfen. Allerdings müssen alle an der Transportkette beteiligten Stellen zu einem sicheren Betrieb beitragen. Wesentliche Voraussetzung für den sicheren Transport gefährlicher Stoffe ist es nämlich, dass Gefahrenkennzeichnung, Abfüllen, Behälterwahl, Packmittel, Packen, Unterscheidung und Trennung, Sicherung, Kennzeichnung, Beschriftung, Anbringen von Großzetteln und Dokumentierung korrekt nach den internationalen und nationalen Vorschriften erfolgen. Diese Vorgänge entziehen sich jedoch häufig der Kontrolle der Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber. Für eine sichere, wirksame Bekämpfung von Zwischenfällen/Unfällen und den Schutz der Umwelt ist es jedoch wesentlich, dass diese Aktivitäten sorgfältig überwacht werden, und die Weitergabe der relevanten Informationen an alle an der Transportkette Beteiligten, damit also auch die Bahn, vertraglich gesichert ist.

Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber müssen ferner Kooperationsabkommen miteinander abschließen und Vorkehrungen zur Unterstützung und Förderung ihrer Kunden und der Industrie treffen, in denen sie eine gegenseitige Hilfe bei Zwischenfällen und Unfällen mit gefährlichen Stoffen vereinbaren. Kunden und Industrie müssen Stellen angeben, die sachgemäße Ratschläge für eine wirksame Unfallbekämpfung im Zusammenhang mit gefährlichen Stoffen erteilen.

Versender, Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber müssen eine ausreichende Versicherungspolice (oder anderweitige finanzielle Absicherung) vorweisen, um ihre Haftungsverpflichtungen bei Unfällen mit gefährlichen Stoffen erfüllen zu können. 

Die Behörden müssen die internationalen Bestrebungen zur Festlegung vernünftiger Haftungsbeträge, einheitlicher Haftungsbestimmungen und ausreichender Entschädigung der Opfer von Gefahrgutunfällen nach dem Verursacherprinzip unterstützen. 

1.6
Hintergrund

Anlage A enthält weitere Detailangaben zum Hintergrund der Entwicklung dieses Leitfadens für die Notfallplanung in Rangierbahnhöfen.

2.
Allgemeines

2.1
Warum?

2.1.1

In allen Fällen, in denen sich ein Unfall mit potenziell weit reichenden Folgen für Menschen und Umwelt ereignen kann, trägt eine richtige Notfallplanung zur Minderung der Unfallfolgen bei. Durch eine gute Planung lässt sich auch der Einsatzmittelverbrauch optimieren.

2.1.2

Die Notfallplanung muss sich in erster Linie mit der Bekämpfung in der Notfallphase, d.h. den ersten Stunden nach Eintreten des Unfalls, befassen. In dieser Phase, insbesondere in der ersten, der „goldenen“ Stunde nach dem Unfall, müssen die den Erfolg der Bekämpfungsmaßnahmen maßgeblich bestimmenden Entscheidungen schnell und unter großem Druck gefasst werden. Aus diesem Grund ist es für alle voraussichtlich Beteiligten von großem Nutzen, über den wahrscheinlichen Ablauf der Ereignisse und die geeigneten Gegenmaßnahmen umfassend unterrichtet zu sein. 

2.1.3

Bei Ermittlungen nach einem schweren Unfall lässt sich anhand des Notfallplans nachweisen, dass die beteiligten Parteien alles getan haben, um vernünftige Vorbereitungen für ein derartiges Ereignis zu treffen. 

2.1.4

Die Notfallplanung ist Bestandteil einer Gesamtstrategie zur Verhütung und Minderung der Folgen von Rangierbahnhofunfällen für Mensch und Umwelt. Diese Strategie gründet auf drei Blöcken:

· Identifizierung

Kenntnis der gefährlichen Stoffe in Rangierbahnhöfen





· Unfallverhütung und Gefahrenkontrolle

Anwendung geeigneter Kontrollen anhand der Bewertung der Risiken und möglichen Konsequenzen, um die Unfallwahrscheinlichkeit zu minimieren (vgl. Anlage E)





· Minimierung 

Auch mit den besten Kontrollen wird man Unfälle nie völlig verhindern können. Allerdings kann man ihre Folgen abschwächen. Hierzu ist die Notfallplanung eines der wichtigsten Instrumente.

2.2
Wer?

2.2.1

Notfallpläne für Rangierbahnhöfe (interne Notfallpläne) gehören in den Zuständigkeitsbereich des Betreibers. Für die Notfallpläne außerhalb des Betriebsgeländes sind entweder die örtlichen Behörden oder aber die Betreiber der benachbarten Anlagen zuständig. Sie müssen dafür sorgen, dass zweckdienliche Pläne vorliegen. In beiden Fällen ist der Informationsaustausch zwischen dem Notfallplaner und allen anderen beteiligten Stellen von ausschlaggebender Bedeutung für den Planungsprozess. Das setzt umfassende Absprachen voraus.

2.2.2

Viele Organisationen spielen bei den Notfallmaßnahmen eine vorhersehbare Rolle oder sind von ihnen betroffen (z.B. Inhaber benachbarter Anlagen). Sie sind daher an der Vorbereitung zu beteiligen. Dabei werden sich die Interessen manchmal überschneiden oder sogar miteinander in Konflikt geraten. Deshalb sind Kooperation und manchmal auch Kompromisse notwendig. Die leitenden Vertreter der wichtigsten Stellen, die bei einem Notfall ggf. eine Aufgabe übernehmen müssen, sollten deshalb in einer strategischen Notfallkoordinierungsgruppe zusammenkommen, um den Plan zu entwickeln und zu erproben.

2.2.3

Bei der Erstellung von Notfallplänen für Rangierbahnhöfe sind neben den dort Beschäftigten folgende Instanzen zu konsultieren:

· Not- und Rettungsdienste

· örtliche Behörden (Industrie/Öffentlichkeit)

· Umweltagenturen

Die genauen Anforderungen dieser Konsultation hängen vom nationalen Aufbau der Notfallplanung und Unfallbekämpfung ab. Anlage C enthält eine Liste der potenziell zu konsultierenden Instanzen. 

2.2.4

Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber müssen Vorkehrungen treffen, um den Einsatz der Züge an den Schnittstellen zwischen ihnen und den Betreibern der Anlagen eindeutig festzulegen. Die Schnittstellenvereinbarungen sind mit jeder Stelle abzustimmen, damit der Zugverkehr die Sicherheit nicht beeinträchtigt. Ferner sind entsprechende Vorkehrungen für ein sicheres, wirkungsvolles Management der Bekämpfungsmaßnahmen zu treffen. Diese Vorkehrungen sind regelmäßig auf Umsetzung und Wirksamkeit hin zu überprüfen.

2.3 Wie?

2.3.1

Der Mechanismus für die Erstellung von Notfallplänen ist im Hinblick auf die Wirksamkeit des Plans im Ernstfall aufzubauen. 

2.3.2

Notfallpläne müssen in erster Linie erstellt werden, um

· Schadensfälle einzudämmen und unter Kontrolle zu bringen, sodass die Folgen möglichst gering gehalten und Schäden für Mensch, Umwelt und Sachen begrenzt werden können;

· Maßnahmen zum Schutz von Mensch und Umwelt vor den Unfallfolgen einzuleiten;

· notwendige Informationen an die Not- und  Rettungsdienste, lokalen Behörden, ggf. die Industrie und die Öffentlichkeit in dem betreffenden Gebiet weiterzugeben;

· Aufräumarbeiten und Maßnahmen zur Wiederherstellung der Umwelt nach einem Unfall einzuleiten.

2.3.3

Im Rahmen des Notfallplanungsprozesses sind

· die signifikanten potenziellen Unfallarten, -ausmaße und -quellen, zu denen auch böswillige Aktionen gehören, zu ermitteln;

· die Ziele der Notmaßnahmen festzulegen;

· die hierzu gehörenden Bestandteile (Verfahren, Aufgaben und Einsatzmittel) festzulegen;

· die betreffende Stelle und die maßgeblichen Personen zu benennen;

· Erfahrungen, Vorkehrungen und Fähigkeiten der am Prozess maßgeblich beteiligten Stellen und Personen, ihre Aufgaben und die Angemessenheit der identifizierten Einsatzmittel im Hinblick auf die Szenarien für schwere Unfälle festzustellen;

· Koordinierungsmöglichkeiten dieser Maßnahmen einschließlich der Teilpläne, wie z.B. die mit Not- und Rettungsdiensten sowie örtlichen Behörden vereinbarten Vorkehrungen, festzustellen;

· Verantwortlichkeiten bei den Bekämpfungsmaßnahmen und ihren Bestandteilen zuzuscheiden;

· Situationen zu identifizieren, in denen Routineverfahren und -einsatzmittel ungeeignet sind oder nicht ausreichen, und die in diesem Fall einzuleitenden Maßnahmen festzulegen. Dazu muss erkannt werden, wann von der Routine abgewichen werden muss und wie die Alternativmaßnahmen einzuleiten sind;

· die Mittel zu nennen, die eine vorschriftsmäßige Umsetzung der Pläne garantieren. 

2.3.4

Notfallpläne müssen den besonderen Anforderungen der einzelnen Rangierbahnhöfe, den potenziellen Notfällen und den zu ihrer Verhütung getroffenen Vorkehrungen angepasst werden. Sie müssen die gesamte Spannbreite der in dem betroffenen Industriebereich absehbaren potenziellen Unfälle berücksichtigen. Der Umfang der Planung muss im Verhältnis zur Unfallwahrscheinlichkeit stehen. Die ermittelten Unfallgefahren müssen die Grundlage für die Notfallplanung darstellen. Dabei sind Worst-Case-Szenarien zu untersuchen, die kaum eintreten dürften, jedoch im Detail vorbereitet werden müssen. Der Plan für Notfälle im Betriebsgelände enthält Angaben zu den normalen und spezifischen Kontrollvorkehrungen für die ausgewählten Unfallszenarien. Die jeweiligen Anforderungen hängen von den Umständen ab und berücksichtigen Umfang und Komplexität der Abläufe auf dem Rangierbahnhof, Art und Menge der dort gehandhabten gefährlichen Stoffe, Anzahl der Beschäftigten, Verfügbarkeit der Einsatzmittel und Standort des Betriebsgeländes. 

2.3.5

Der Notfallplan gehört zum Gesamt-Sicherheitsmanagementsystem, das entsprechend koordinierte Vorkehrungen vorsieht, die sicherstellen, dass die notwendigen Personen, Einsatzmittel und Informationen zur Verfügung stehen und im Rahmen der absehbaren Bandbreite sämtlicher Notfälle entsprechend zum Einsatz gebracht werden. 

2.3.6

Die einzelnen Teile des Gesamtnotfallplans können als Teilpläne betrachtet werden. Sie sind in der Planungsphase wirksam zu koordinieren.

2.3.7

Einige Bestandteile der Notfallpläne betreffen in erster Linie die Art und Weise des Verhaltens im Notfall, z.B.:

· Erste Sicherheitsmaßnahmen der Bahn - Schutz und erste Gegenmaßnahmen der Bahn;

· Wann und wie sind die Not- und  Rettungsdienste zu alarmieren?

· Wer übernimmt die Leitung und was ist sein Verantwortlichkeitsbereich?

· maßgebliche Bekämpfungsmaßnahmen;

· besondere Verfahren für besondere Umstände;

· Verfügbarkeit der Einsatzmittel, einschließlich Spezialausrüstungen

Anlage F enthält Beispiele;

· Wo und wie erhält man Informationen?

· Wie können die Rettungsdienste identifiziert werden, wo treffen sie zusammen und wie kommunizieren sie?

2.3.8

Andere Komponenten betreffen hauptsächlich die Erstellung des Notfallplans, z.B.:

· Ausbildung der Notfallplaner

· Ausbildung von Personen, die im Rahmen des Plans eine Aufgabe übernehmen müssen

· Erprobung der Bestandteile des Plans

· Aktualisierung der Bestandteile des Plans

· Überprüfung und Überarbeitung seiner Bestandteile, um Veränderungen und neuen Erkenntnissen Rechnung zu tragen.

2.3.9

Notfallpläne müssen dokumentiert werden. Das heißt, Vorkehrungen und Verfahren für sämtliche am Prozess beteiligten Personen und Stellen, alle Einsatzmittel und die volle Bandbreite der absehbaren schweren Unfälle sind schriftlich festzuhalten. 

2.3.10

Die Pläne müssen so kurz wie möglich sein, was allerdings nicht auf Kosten wesentlicher Details gehen darf.

2.3.11

Der Informations- und Ideenaustausch zwischen Menschen und Organisationen spielt bei der Notfallplanung eine wichtige Rolle. Es sollte ernsthaft über einen möglichst effizienten Informationsaustausch zu einem bestimmten Notfallplan nachgedacht werden. Neben der Verständigung über Telefon, Brief und Fax sind dies:

· Steuer- und Arbeitsgruppen

· Notfallplanungs-Arbeitsgruppen

· Sitzungen zwischen den beteiligten Stellen

· Diskussions- und Fokusgruppen

· Vorbesprechungen/Überprüfungssitzungen

2.4
Wann?

2.4.1

Für neue Rangierbahnhöfe sind die Notfallpläne vor Betriebsbeginn zu erstellen. Dabei dürfte genug Zeit für die Konsultation aller Beteiligten sowohl seitens der Bahn als auch der externen Instanzen, wie z.B. Not- und Rettungsdiensten und örtlichen Behörden, zur Verfügung stehen. Diese haben dann Gelegenheit, ihre externen Pläne parallel dazu zu erstellen und für eine gute Abstimmung der Pläne zu sorgen.

2.4.2

Für bestehende Rangierbahnhöfe soll dieser Leitfaden einen kohärenten Ansatz der Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber bei Überprüfung und Aktualisierung ihrer Notfallpläne ermöglichen. 

2.5
Verwendung

2.5.1

Ein Notfallplan ist ein lebendiges Dokument. Er muss ständig fortgeschrieben und im Ernstfall sofort angewandt werden. All diejenigen, denen eine bestimmte Rolle und Verantwortung zugewiesen wurde, müssen ihn vereinbarungsgemäß (wann, wo, wie) umsetzen.

2.5.2

Die Grundsätze des Plans müssen bei Ausbildung, Erprobung und bei Zwischenfällen befolgt werden. Es kann evtl. nützlich sein, in den Plan Checklisten als Leitfaden für eine belegte Entscheidungsfindung und als individuelle Denkstütze aufzunehmen.

2.5.3

Der Plan muss sämtliche Informationen enthalten, bei denen man vernünftigerweise davon ausgehen kann, dass sie von den Beteiligen in einem Notfall wahrscheinlich benötigt werden. Die für einzelne Mitarbeiter beschriebenen Verfahren sollten einfach und unkompliziert, nicht widersprüchlich sein und ein möglichst flexibles Vorgehen zulassen. Ein Plan für einen großen oder komplizierten Rangierbahnhof wird sehr viele Informationen und Verfahren enthalten, was der notwendigen Flexibilität eher abträglich sein dürfte.

2.5.4

Der Plan muss Vorkehrungen enthalten, um

· die Personen zusammenzubringen, die die möglichen Folgen von Zwischenfällen bewerten und koordinierte Bekämpfungsmaßnahmen entwickeln müssen;

· Alarmierungen und Kontakte innerhalb und außerhalb der Arbeitszeiten festzulegen;

· die Öffentlichkeit, die von dem Zwischenfall betroffen sein kann, zu informieren.

Dazu gehören ortsspezifische Daten, die unter Umständen für betriebliche Entscheidungen bei Zwischenfällen erforderlich sind.

2.6
Information

2.6.1

Für die Erstellung eines Notfallplans bedarf es umfangreicher Informationen. 

Es werden folgende Schlüsselinformationen benötigt:

· Welche Gefahren sind in den einzelnen Rangierbahnhöfen vorhanden? Vgl. Anlagen B und E.

Potenzielle Schadensursachen, gefährliche Stoffe, Mengen, Aufbewahrungsorte, ihre Eigenschaften und ihre potenziellen Auswirkungen auf Mensch und Umwelt. 

wenn möglich:

Information über die Reaktionen austretender gefährlicher Stoffe und ihr Zusammenwirken mit anderen gefährlichen Stoffen im Rangierbahnhof sowie ihr Feuerverhalten, Angaben, wo Expertenunterstützung und Bezugsmaterial eingeholt werden können.

· Anerkennung, dass die vorhandene Menge gefährlicher Stoffe variieren kann. Anerkennung, dass die Planungsgrundlage nicht unbedingt mit der Situation übereinstimmt, in der sich ein Unfall ereignet;

· Welche Ereignisse können zum Austreten gefährlicher Stoffe führen?

· Was sind die Unfallquellen?

· Möglicher Umfang und mögliche Folgen des Austretens gefährlicher Stoffe für Mensch und Umwelt;

· Über welche Entfernungen hinweg können diese Gefahren schädliche Auswirkungen haben?

· Bis zu welcher Entfernung von der Quelle und wie gefährlich ist dieses Austreten für Menschen und Umwelt, unter welchen Umständen?

· Wie hoch ist die Eintrittswahrscheinlichkeit dieser Folgen?

· Wie hoch ist die Eintrittswahrscheinlichkeit dieser Ereignisse und wie groß ist ihr potenzielles Ausmaß?

2.6.2

Darüber hinaus brauchen die Notfallplaner folgende Informationen:

· Art der Gefahrenkontrolle - Verfügbarkeit von Experten und Spezialausrüstungen;

· Art der Umsetzung der Bekämpfungsmaßnahmen, was wird kontrolliert und welche Einsatzmittel einschließlich der Sofortmaßnahmen werden verwendet;

· Welche Zusatzmaßnahmen sind erforderlich, wenn die normalen Kontrollen scheitern oder sich als ungeeignet erweisen?

· Welche Spezialmaßnahmen sind erforderlich, wenn die normalen Kontrollen scheitern oder sich als ungeeignet erweisen?

· Besondere Merkmale, die ein von der Routine abweichendes Vorgehen erforderlich machen;

· Welche Systeme und Einsatzmittel gibt es bereits, um unterschiedlichen Umständen zu begegnen, und wie weit reichen sie für die jeweils notwendige Bekämpfungsmaßnahme aus (vgl. Anlage F)?

· Über welche zusätzlichen Kompetenzen verfügen andere Stellen, die potenziell an der Bekämpfung beteiligt sind oder eingeschaltet werden können?

2.6.3

Die Information muss die gesamte Bandbreite absehbarer Unfälle, auch von Ereignissen mit schwer wiegenden Folgen und geringer Wahrscheinlichkeit abdecken, und eine allgemeine Bewertung ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit enthalten. Die Intensität der Bemühungen zur Bestimmung der Detailinformation sollte auf die Eintrittswahrscheinlichkeit des Unfalls abgestimmt sein. 

2.6.4

Die Feuerwehr braucht spezifische Informationen, um Unfallvorkehrungen treffen zu können. Die Betreiber von Rangierbahnhöfen müssen bei der Informationserfassung intensiv mit der Feuerwehr zusammenarbeiten. Einige Aspekte werden in Abschnitt 7 geschildert. 

3.
Unfallverhütung und Sicherheitsmanagementsysteme

3.1

Die Rangierbahnhofbetreiber müssen sich auf Ebene der Unternehmensleitung auf ein hohes Kontroll- und Sicherheitsniveau in den Rangierbahnhöfen verpflichten. Dieses Ziel muss für das gesamte Managementsystem des Rangierbahnhofs innerhalb des gesamten Unternehmens als Grundlage für die Unfallverhütungsstrategie und -grundsätze gelten. Dieses Ziel muss durch ein Sicherheitsmanagementsystem unterstützt werden, das die Unfälle mit den im Rangierbahnhof gehandhabten gefährlichen Stoffen im Einzelnen beschreibt. Dies gehört in die Verantwortlichkeit des Rangierbahnhofbetreibers.

Die einzelnen Kontrollen und Unterstützungsmaßnahmen müssen im Verhältnis zu den vorhandenen Gefahren stehen. 

Das Sicherheitsmanagementsystem umfasst folgende Schlüsselelemente:

· Organisation und Personal

Aufgaben und Verantwortungsbereiche aller am Managementsystem Beteiligten (einschließlich Subunternehmen), Ermittlung des Ausbildungsbedarfs und Durchführung der entsprechenden Ausbildungsmaßnahmen. Ermittlung des Kontrollbereichs

· Aufgaben und Verantwortungsbereiche der am Sicherheitsmanagement Beteiligten

Gefahrenbewusstsein, Management im gestörten Betrieb

· Ermittlung und Bewertung der Risiken von Unfällen

Im normalen und gestörten Betrieb. Bewertung der Wahrscheinlichkeit und Schwere derartiger Unfälle

(Vgl. Anlage E)

· Betriebskontrolle

Sicherer Betrieb, Wartung der Anlagen und Notfallbetrieb, entsprechende Ausrüstungen

· Sichere Durchführung von Änderungen

Änderung der Managementvorkehrungen sowie ständige, vorübergehende und dringliche betriebliche Veränderungen

· Planung für Notfälle

Ermittlung vorhersehbarer Notfälle auf Grund einer systematischen Analyse. Erstellung und Überprüfung der Notfallpläne

· Qualitätssicherung

Festlegung und Anwendung einer ständigen Bewertung der Erreichung der Ziele des Unfallverhütungskonzepts und des Sicherheitsmanagementsystems. 

System für die Meldung schwerer Unfälle und Beinaheunfälle. Untersuchung und Folgemaßnahmen

· Kontrolle und Analyse

Regelmäßige systematische Bewertung des Unfallverhütungskonzepts. Angemessenheit des Sicherheitsmanagementsystems. Dokumentierte Analyse der Ergebnisse des bestehenden Konzepts, des Sicherheitsmanagementsystems und seiner Aktualisierung. 

4.
Notfallpläne

4.1
Geltungsbereich

Der Notfallplan für Rangierbahnhöfe enthält alle Maßnahmen, die der Betreiber für Unfälle mit gefährlichen Stoffen im Rangierbahnhof plant. Der Plan muss im Einzelnen darlegen, wie der Betreiber die im Betriebsgelände arbeitenden Personen auf einen Notfall vorbereitet, und wie die Auswirkungen eines Notfalls bei gleichzeitiger Gewährleistung der Sicherheit der Beteiligten unter Kontrolle gehalten, eingeschränkt und abgeschwächt werden können. Der Plan muss auch im Einzelnen darlegen, wie die Unterstützung externer Stellen angefordert wird und wie sie durch die vor Ort Beschäftigten unterstützt werden.

4.2
Maßgebliches Personal

Der Notfallplan muss maßgebliche Personen (Name oder betriebliche Stellung) nennen. Der Notfallplan muss die Personen, die zur Einleitung von Sofortmaßnahmen ermächtigt sind, namentlich oder mit ihrer betrieblichen Stellung, sowie die Person, die für die Koordinierung der Abhilfemaßnahmen auf dem Betriebsgeländer zuständig ist, nennen. 

4.2.1
Einsatzleitung vor Ort

Ein örtlicher Einsatzleiter ist für die Kontrolle der Schienenverkehrsaspekte am Unfallort und die Verbindung zu der für den externen Notfallplan zuständigen Behörde verantwortlich. Die Person, die für diese Aufgabe ausgewählt wurde, muss über eine gründliche Kenntnis der Gesamtsituation in der Nachbarschaft des Unfalls verfügen. Der Plan muss klar festlegen, wer unter diesen Umständen die Gesamtleitung übernimmt. Diese Gesamtleitung kann im Laufe der Bekämpfungsmaßnahmen auf eine andere Person übergehen. Der Prozess für diesen Wechsel muss klar festgelegt und mit den externen Stellen, die im Rahmen der geplanten Maßnahme eine eindeutig festgelegte Aufgabe übernehmen, vereinbart sein. Diese Aufgabe muss rund um die Uhr abgedeckt werden. In Rangierbahnhöfen mit wenig Personal oder Rangierbahnhöfen, die nicht rund um die Uhr besetzt sind, sind entsprechende Managementvorkehrungen zu treffen, um die notwendigen Funktionen im Notfall ausfüllen zu können. 

Verantwortlichkeiten

Sobald der örtliche Einsatzleiter von einem Unfall erfährt, muss vor Ort ermittelt werden, ob es sich um einen schweren Unfall handelt oder ob sich der Unfall zu einem schweren Unfall entwickeln kann. Wenn ja, ist der Notfallplan in Gang zu setzen und es sind ggf. bahnexterne Stellen zu alarmieren. 

4.3
Gesamtsteuerung und -kontrolle

Die bahnseitige Gesamtleitung in einem Notfall muss sich auf klare Vorschriften und Verantwortlichkeiten gründen können. Die Beziehungen zu externen Stellen müssen eindeutig festliegen. Die Möglichkeit, diese Verantwortlichkeit z.B. einem Einsatzleiter vor Ort zu übertragen, der eine strategische Koordinierungsgruppe leitet, muss eindeutig festgelegt werden. 

Aufgaben

Nachstehend Aspekte, die auf höherer Ebene in vorher festgelegter Reihenfolge zu behandeln sind:

a.
Nachprüfen, dass sofortige Bahnbetriebssicherheitskontrollen angewandt wurden. Bestätigen, dass die Not- und Rettungsdienste alarmiert und ggf. die externen Notfallpläne eingeleitet wurden

b.
Je nach den Umständen:

· Sicherstellen, dass die maßgeblichen Personen mobilisiert wurden

· Sicherstellen, dass die Betriebskontrollen weiterhin für die Teile des Betriebsgeländes außerhalb der direkt betroffenen Bereiche zur Verfügung stehen, einschließlich Aufrechterhaltung des Rangierbetriebs 

· Verlauf überprüfen und bewerten, um die Vorhersagen über die wahrscheinlichste Unfallentwicklung zu unterstützen

· zusammen mit den Not- und Rettungsdiensten sicherstellen, dass die Verletzten entsprechend vorsorgt werden. Sicherstellen, dass Vorkehrungen zur Betreuung der Familien der Verletzten bzw. Vermissten getroffen wurden

· entsprechende Kontakte mit Stellen aufnehmen, die in der Lage sind, Informationen über unmittelbar bevorstehende Veränderungen der Witterungsbedingungen zu geben

· Verbindung zu geeigneten externen Stellen, leitenden Feuerwehrleuten, Sanitäts- und Polizeidiensten sowie den Umwelt- und Aufsichtsämtern herstellen, um Ratschläge hinsichtlich der möglichen Folgen für Bereiche außerhalb des Betriebsgeländes einzuholen

· Fachberatung und -unterstützung in Bezug auf die Gefahren der beteiligten gefährlichen Stoffe einholen.

c.
Weitere notwendige Verantwortlichkeiten:

· Sicherstellen, dass die Not- und  Rettungsdienste benachrichtigt wurden

· Sicherstellen, dass die geeigneten Alarmsignale ausgelöst wurden und - falls als erforderlich festgelegt - eine entsprechende Unterrichtung der Öffentlichkeit stattgefunden hat

· Leitung der Schließung und Räumung von Bereichen des Rangierbahnhofs, die voraussichtlich in Mitleidenschaft gezogen werden

· Sicherstellen, dass die erforderlichen maßgeblichen Personen alarmiert wurden

· Kontrolle der Rettungs- und sofortigen Feuerbekämpfungsmaßnahmen bis zum Eintreffen der Not- und  Rettungsdienste, bei dem die Kontrolle dann vorschriftsmäßig an einen Feuerwehrhauptmann übergeht

· Einrichten eines Kommunikationspunktes mit entsprechenden Kommunikationseinrichtungen für den Kontakt mit den Not- und Rettungsdiensten sowie anderen Kontrollstellen

· Zusammenarbeit mit der Feuerwehr bei der Suche nach Verletzten

· Evakuierung der für die Rettungsarbeiten nicht maßgeblichen Mitarbeiter (Sammelstellen)

· Sicherstellen, dass das gesamte Personal erfasst wurde

· Erfassen aller Schienenfahrzeuge im Betriebsgelände, ihr Standort und Inhalt nach UN-Nummer, Gefahrenidentifizierung und -klasse

· Zurverfügungstellen soweit erforderlich von Detailangaben zur betroffenen Infrastruktur, wie z.B. Einschnitte, Gräben usw. 

· Erteilung der von den Not- und Rettungsdiensten am Unfallort (vor allem Feuerwehr) benötigten Ratschläge und Informationen

· Laufende Information der Not- und  Rettungsdienste/anderen Kontrollzentren über wichtige Entwicklungen

· Bemühen um gegenseitige Unterstützung

· Steuerung des Schienen- und Straßenverkehrs auf dem Betriebsgelände

· Sicherstellen, dass laufende Aufzeichnungen über den Notfall und die erforderlichen Abhilfemaßnahmen gemacht werden, um über einen Nachweis über die getroffenen Entscheidungen, die Bekämpfungsaktionen zu verfügen und sicherstellen zu können, dass entsprechende Erkenntnisse aus dem Verhalten im Notfall gewonnen werden

· Sicherstellen, dass die Beweismittel aufbewahrt und Ermittlungen eingeleitet werden (z.B. zusammen mit den Not- und Rettungsdiensten sowie der Polizei)

· Betreuung des Personals vor Ort, z.B. Bereitstellung von Speisen und Getränken, Ruheplätzen und die Möglichkeit, Verwandte zu informieren

· Herstellung von Verbindungen zu den Medien und Herausgabe von Informationen und Bekanntmachungen zusammen mit den Not- und Rettungsdiensten

· Kontrolle der Wiederherstellung der betroffenen Bereiche nach dem Notfall

· Betreuung der Beteiligten während des Notfalls und danach 

4.4
Notfalleinsatzleitung

Der Notfalleinsatzleitung kommt im Rahmen des Notfallplans vor Ort die größte Bedeutung zu, da sie die Notfallmaßnahmen leitet und koordiniert. Sie muss über gute Kommunikationsverbindungen mit dem örtlichen Notfalleinsatzleiter, den anderen Anlagen auf dem Betriebsgelände sowie den entsprechenden Stellen außerhalb des Betriebsgeländes verfügen. Dazu gehören die mit den Not- und Rettungsdiensten sowie den lokalen Behörden vereinbarten Notdienstzentralen, Krankenhäuser und örtliche Gesundheitsbehörden, Geschäftssitze anderer Unternehmen, Aufsichtsbehörden und Medien. Die Notfalleinsatzleitung braucht Einrichtungen, um den Unfallverlauf zu verfolgen, unter Kontrolle zu halten und Entscheidungen über die besten Bekämpfungsmaßnahmen zu treffen. 

Notfalleinsatzleitungen müssen im Allgemeinen über folgende Einrichtungen verfügen:

· externe Kommunikationseinrichtungen wie Telefone und Faxgeräte (für die Verbindung nach außen). Mindestens ein Telefon- und mindestens eine Faxnummer dürfen nicht im Telefonbuch stehen bzw. dürfen nur auf Sendung geschaltet sein (also keine eingehenden Anrufe/Faxe entgegennehmen können), um zu verhindern, dass sie von Anrufen besorgter Nachbarn und Verwandten sowie der Medien überschwemmt werden.

Mit den Not- und Rettungsdiensten können Vereinbarungen getroffen werden, um sie an ihre Zentralen anzuschließen. 

· Ausrüstungen für entsprechende interne Kommunikationen (im Betriebsgelände), entweder über ein internes Telefonsystem, Funk, Mobiltelefon oder sonstige Mittel.

· Pläne und Karten des Betriebsgeländes mit folgenden Standortangaben:

· Gleise: Neben- und Hauptgleise, kritische Bahnausrüstungen, z.B. Traktionsstromversorgungseinrichtungen

· Bereiche, wo gefährliche Stoffe abgestellt und verarbeitet werden: Kessel, Reaktoren, kritische Pipelines, Speichertrommeln und Zylinder 

· radioaktive Stoffe, die auf dem Betriebsgelände abgestellt oder verwendet werden

· Sicherheitsausrüstungen

· Löschwasserversorgung, Verlauf der Löschwasserleitungen und Lage aller sonstigen Wasservorräte

· Kanalisationen und Ableitungskanäle

· sonstiges Feuerbekämpfungsmaterial, wie z.B. Schaumkonzentrat

· Zugänge zum Betriebsgelände und seinem Straßensystem. Angabe der Zufahrten und Straßen, die bei einer weiteren Unfallausbreitung unbenutzbar werden

· Treffpunkte und zentrale Einrichtungen zur Behandlung der Opfer

· Einzugsgebiet der Rangierbahnhofkontrolle, z.B. Geltungsbereich des Einsatzplans

· Betriebsgelände in Bezug auf die benachbarte Gemeinde, Identifizierung der gefährdeten Bevölkerung und Einrichtungen (z.B. Krankenhäuser, Kindergärten, Schulen), Umweltmerkmale

· Parkplätze

· veränderliche Lagepläne, anhand derer die Unfallausbreitung und der Einsatz der Bekämpfungsmaßnahmen, die geräumten Bereiche aufgezeigt und weitere Informationen erteilt werden können 

· Einrichtungen zur Aufzeichnung aller ein- und ausgehenden Meldungen 

· Zugang zu den Daten über alle zurzeit des Unfalls auf dem Betriebsgelände anwesenden Personen

· Kontaktnummern (Privattelefon-, Handy- bzw. Pagernummern) aller Mitarbeiter, die bei der Notfallbekämpfung eine Aufgabe übernehmen müssen

Der Standort der Notfalleinsatzleitung ist sorgfältig zu wählen. Dabei ist die Lage der potenziellen Unfallquellen zu berücksichtigen. Die Einsatzleitung muss so konzipiert sein, dass sie in allen Notfällen, mit Ausnahme der gravierendsten, betriebsfähig bleibt. In großen Rangierbahnhöfen bzw. in Rangierbahnhöfen, in denen das Austreten von Giftstoffen ein vernünftigerweise anzunehmendes Unfallszenario darstellt, ist es unter Umständen wirtschaftlicher, zwei Notfalleinsatzleitungen vorzusehen, um sicher zu gehen, dass in den meisten Fällen eines dann noch funktioniert, wenn das andere bereits gestört ist. 

4.5
Inhalte des Rangierbahnhofplans

4.5.1

Namen oder betriebliche Stellung der Personen, die zur Einleitung von Sofortmaßnahmen ermächtigt sind, sowie der Person, die für die Durchführung und Koordinierung der Abhilfemaßnahmen auf dem Betriebsgelände verantwortlich ist.

Dazu gehört auch die oberste Leitung des Rangierbahnhofs, die vor Ort die Notmaßnahmen sowie die eventuellen Räumungs- und Wiederherstellungsarbeiten leitet. Es sind geeignete Vorkehrungen für die Fälle zu treffen, in denen die oberste Leitung nicht zur Verfügung steht.

4.5.2

Name oder betriebliche Stellung der Person, die für die Vorbereitung des Plans und die Verbindung zu den Notfallplanern der örtlichen Behörde und denen anderer Stellen/Nachbarn verantwortlich ist.

Dies ist normalerweise die Person, die für die Vorbereitung des Notfallplans vor Ort verantwortlich ist. 

Der Notfallplan enthält Festlegungen für:

· Koordinierung des Planungsprozesses, Sitzungen und Vorkehrungen zur Überprüfung

· Anerkennung gesetzlicher Verpflichtungen im Rahmen der Pläne

· Schriftliche Bestätigung der Verantwortlichkeiten der Einzelnen 

· Kontrollierte Verteilung der Notfallpläne oder entsprechender Auszüge an alle Beteiligten

· Prüfung, dass der Notfallplan folgende Angaben enthält: Erstellungsdatum, für Erstellung, Aktualisierung und Ausgabe verantwortliche Stelle.

4.5.3

Für die vorhersehbaren Umstände oder Vorfälle, die einen schweren Unfall verursachen können, sind die einzelnen Maßnahmen, die zur Kontrolle dieser Umstände bzw. dieser Vorfälle sowie zur Begrenzung der Folgen zu erforderlich sind, sowie die zur Verfügung stehenden Sicherheitsausrüstungen und Einsatzmittel zu beschreiben. 

Dieser maßgebliche Teil des örtlichen Notfallplans sollte umfassen:

· geografischen Geltungsbereich des Plans

· für Mensch und Umwelt kritische Unfallarten

· beabsichtigte Strategie zur Bekämpfung dieser Unfälle

· Mitarbeiter, denen bei der Unfallbekämpfung eine Aufgabe zukommt sowie Angabe ihrer Verantwortlichkeiten

· Detailangaben über Verfügbarkeit und Funktion spezifischer Notfallausrüstungen, einschließlich Feuerbekämpfungsmaterial sowie Schadenskontroll- und -instandsetzungsmaterialien

· Detailangaben zur Verfügbarkeit und Funktion sonstiger Einsatzmittel

· Vorkehrungen zur Begrenzung der Risiken für Personen auf dem Betriebsgelände, einschließlich Angaben über die Art der Alarmierung sowie das von den Personen bei Alarm erwartete Verhalten

Dazu gehören Systeme, Ausrüstungen und Einrichtungen zur Früherkennung des Entstehens eines schweren Unfalls sowie die Verantwortlichkeiten des örtlichen Personals für die Einleitung entsprechender Maßnahmen zur Evakuierung, Unterbringung, der Verwendung persönlicher Schutzausrüstungen usw. 

4.5.4

Vorkehrungen zur Alarmierung der örtlichen Behörden sowie der Not- und  Rettungsdienste, Art der Informationen, die bei der ersten Meldung zu übermitteln sind, sowie Vorkehrungen zur Übermittlung von detaillierteren Informationen, sobald diese verfügbar sind.

Dazu gehören:

· Vorkehrungen zur Alarmierung der Not- und  Rettungsdienste, Festlegung des Zeitpunkts dieser Alarmierung

· Art der von diesen Stellen benötigten Informationen vor und während der von ihnen eingeleiteten Bekämpfungsmaßnahmen, in welcher Form, an wen und von wem

4.5.5

Vorkehrungen zur Ausbildung des Personals in den Aufgaben, deren Wahrnehmung von ihm erwartet wird, sowie gegebenenfalls zur Koordinierung dieser Ausbildung mit externen Not- und Rettungsdiensten

Dazu gehören Vorkehrungen zur Ausbildung und Unterweisung des Rangierbahnhofpersonals sowie Vorkehrungen für die Verbindung zu den Not- und Rettungsdiensten (vgl. Punkt 8).

4.5.6

Vorkehrungen zur Unterstützung von Abhilfemaßnahmen.

Dazu gehören z.B. Detailangaben zu:

· Spezialausrüstungen, Kenntnisse oder Einrichtungen, die den Not- und Rettungsdiensten dienlich sein können

Vgl. Anlage F

· die Rolle des Bahnpersonals bei der Information der Medien, einschließlich Einrichtung von Pressestellen

Vgl. Punkt 11

4.6
Check-List für örtliche Notfallpläne

Folgende Fragen können nützlich sein, wenn es darum geht, die Angemessenheit eines örtlichen Notfallplans zu bewerten:

· Deckt der Plan alle Maßnahmen für sämtliche realistischerweise annehmbaren Notfälle ab (vgl. Anlage B)

Die zu berücksichtigenden Unfälle reichen von unbedeutenden Ereignissen, die von den Mitarbeitern im Betriebsgelände ohne Hilfe von außen bewältigt werden können, bis hin zu schweren Unfällen, z.B.:

I.
berücksichtigte Ereignisse, warum wurden sie berücksichtigt und andere nicht?

II.
typische Fehler und Versagen, die diesen Ereignissen Vorschub geleistet haben

III.
zeitlicher Verlauf

IV.
Umfang geringfügigerer Ereignisse, deren Verlauf unterbrochen wurde,

V.
Eintrittswahrscheinlichkeit, insofern sie sich vernünftigerweise bewerten lässt.

Die erforderlichen spezifischen Bekämpfungsmaßnahmen können sich unterscheiden, je nachdem, wie die gefährlichen Stoffe gehandhabt und verpackt werden, z.B. in Packmitteln, Kesselwagen oder Containern, und je nach der Ernsthaftigkeit der Lage. Um Bekämpfungsmaßnahmen ergreifen zu können, muss man auch die chemischen Eigenschaften und ihre Gefahren kennen und wissen, ob es sich um Gase, feste oder flüssige Stoffe handelt. 

· Hat man die Folgen der verschiedenen in Betracht gezogenen Unfälle ausreichend untersucht?

So ist jeder Unfall im Hinblick auf die gefährliche Stoffmenge, die infolge eines Unfalls austreten kann (einschließlich Rauchentwicklung bei Feuer), die Austrittsgeschwindigkeit, Explosionswirkung, Wärmeabstrahlung der Brände und Eigenschaften der ggf. austretenden gefährlichen Stoffe zu beurteilen.

· Sind vor Ort genug Mitarbeiter und Ausrüstungen vorhanden, stehen sie ständig zur Verfügung, um den Notfallplan bei unterschiedlichen Unfällen zusammen mit den Not- und Rettungsdiensten auszuführen?

Gibt es z.B. genug Kühlwasser, und - wenn dieses Wasser mit Schläuchen gespritzt werden muss -, gibt es genug Leute, die die Schläuche bedienen können?

· Wurden die Zeitpläne richtig eingeschätzt?

Bei der Erstellung des Notfallplans ist die Zeit zwischen dem Beginn des Notfalls und dem Eintreffen der Not- und  Rettungsdienste zu berücksichtigen, sowie die zusätzliche Zeit, die die Not- und  Rettungsdienste benötigen, um einsatzfähig zu sein. Die Mitarbeiter im Betriebsgelände müssen in der Lage sein, die Ausbreitung des Notfalls so lange unter Kontrolle zu halten, bis die externen Stellen entsprechende Unterstützung oder Hilfe gewähren können.

· Müssen die ausdrücklich genannten maßgeblichen Personen, denen im Rahmen des Notfallplans eine Aufgabe zukommt, eine logische Aktionsabfolge einhalten?

· Wurden die Mitarbeiter auf dem Betriebsgelände konsultiert?

· Wurde für eine Rund-um-die-Uhr-Besetzung des Rangierbahnhofs gesorgt?

Wurden Pausen, Ferien und Krankenurlaub, Schichtwechsel, Schließungen von Rangierbahnhöfen usw. berücksichtigt?

· Hat eine ausreichende Konsultation mit dem Notfallplaner der örtlichen Behörde stattgefunden, der für die Entwicklung des externen Notfallplans und die Not- und  Rettungsdienste verantwortlich ist, um die notwendige „Verzahnung“ der internen und externen Notfallpläne sicherzustellen?

· Enthält der interne Notfallplan klare und geeignete Vorkehrungen zur Auslösung des externen Notfallplans? 

Anlage D listet die bei der inhaltlichen Bestimmung der Notfallpläne in einem Rangierbahnhof zu berücksichtigenden Aspekte auf. Anlage H enthält den Entwurf eines Musterplans. 

5.
Umweltaspekte schwerer Unfälle

Bei der Notfallplanung in Rangierbahnhöfen sind die Umweltaspekte zu berücksichtigen.

Allgemeine Grundsätze

5.1
Was versteht man unter Umwelt?

Unter „Umwelt“ versteht man geschützte Betriebsgelände sowie das allgemeine weitere Umfeld, zu dem Bebauungen, Luft, Wasser, Böden, Pflanzen- und Tierwelt gehören. 

Ein Unfall gilt als schwer, wenn er einen einzigartigen, besonders seltenen oder ansonsten wertvollen Bestandteil der vom Menschen geschaffenen oder natürlichen Umwelt dauerhaft oder langfristig bzw. einen Großteil der Umwelt zerstört, verseucht oder beschädigt. Die Auswirkungen eines Unfalls auf die natürliche Umwelt können direkt oder indirekt, sofort oder später, vorübergehend oder dauerhaft zum Ausdruck kommen. Deshalb sind die indirekten Unfallfolgen ebenso zu berücksichtigen wie die sofort ersichtlichen. Nahrungsmittel und Landwirtschaft sowie andere Bereiche, wie z.B. Abwässer- und Wasserbehandlung, müssen ebenfalls berücksichtigt werden. 

5.2
Umwelt-Notfallplanung

Notfallpläne müssen berücksichtigen:

· mögliche Unfallszenarien

· Umweltfolgen von Unfällen

· Umsetzung spezifischer Umweltschutzmaßnahmen

· Verbindung zu anderen Umweltorganisationen und der Öffentlichkeit

· Wiederherstellung der Umwelt und Aufräumarbeiten

5.3
Bewertung der Umweltfolgen von Unfällen

Die Umweltauswirkungen von Rangierbahnhofunfällen mit gefährlichen Stoffen hängen von einer Reihe spezifischer Unfallfaktoren ab. Die Notfallplaner müssen deshalb bei der Erstellung ihrer Pläne eine Umweltrisikobewertung anstellen. Ziel der Umweltrisikobewertung ist es, die Gefahren und Ereignisse aufzuzeigen, die bei einem Unfall zu den Umweltrisiken beitragen. Damit lassen sich die Bemühungen, um diese Risiken unter Kontrolle zu halten, ihrer Bedeutung nach einstufen. Der Feinheitsgrad der Bewertung sollte von der Gefahr abhängen, die der Rangierbahnhof darstellt. 

Bei der Risikobewertung sind zu berücksichtigen:

· auf dem Betriebsgelände vorhandene Stoffe und angewandte Prozesse

· Verseuchungswege vom Betriebsgelände zur Umwelt

· Standort des Betriebsgeländes in Bezug auf die Umweltmerkmale

Diese Überlegungen werden nachstehend vertieft. 

5.4
Schadstoffart

Bei schweren Unfällen wird die Art der Verschmutzung durch die Aktivitäten auf dem Betriebsgelände sowie die dort vorhandenen und ggf. durch den Unfall austretenden gefährlichen Stoffe bestimmt. Die Notfallpläne müssen sich auf Ereignisse und Stoffe konzentrieren, die am wahrscheinlichsten dazu geeignet sind, Umweltschäden zu verursachen. 

Nicht alle Umweltemissionen verursachen Schäden. Daher ist es wichtig, die Toxizität und das Verhalten der ggf. austretenden gefährlichen Stoffe zu kennen. So kann ein so offensichtlich harmloser Stoff wie z.B. Milch die Umwelt belasten, indem er die Wasserläufe durch seinen äußerst hohen Sauerstoffverbrauch schädigt. Die Verweildauer der in die Umwelt austretenden Stoffe ist wahrscheinlich ebenfalls von Bedeutung. Ein Stoff, der sehr rasch zu harmlosen Chemikalien abgebaut wird, hat wahrscheinlich weniger ernsthafte Umweltfolgen als einer, der eine hohe Verweildauer hat und toxische Merkmale aufweist. Deshalb sind ökotoxikologische Informationen über gefährliche Stoffe im Betriebsgelände einzuholen, um besonders auf die Stoffe hinzuweisen, die bei einem Unfall ein höheres Umweltrisiko darstellen. 

5.5
Wege zur Umweltverschmutzung

Um festzustellen, welche Bereiche beim einem Unfall stark betroffen werden können, muss man die möglichen Wege, über die Giftstoffe in die Umwelt gelangen, untersuchen. Die beiden Hauptwege der Umweltverseuchung sind Luft und Wasser. Verseuchungsstoffe können auch in den Boden einsickern.

Schadstoffe, die sich über die Luft hinweg ausbreiten, können einen weiten Bereich in Mitleidenschaft ziehen. Sie lassen sich außerdem schwerer vorhersehen und kontrollieren als in das Wasser abgegebene Schadstoffe. In die Luft ausgetretene Schadstoffe können sich als Trockenasche oder aufgelöst in Regen, Schnee usw. niederschlagen. Größe und Lage des verseuchten Bereichs hängen von den Witterungsbedingungen, z.B. Windgeschwindigkeit und Windrichtung ab. 

Von der Erdoberfläche gelangen Schadstoffe über Schmutz- und Oberflächenwasser in Abwasserkanäle Gräben, Abwasserleitungen und Wasserläufe und verseuchen Gebiete weit unterhalb des ursprünglichen Unfallbereichs sowie möglicherweise auch das Grundwasser. Wie groß das von diesem Verseuchungsweg betroffene Gebiet ist, hängt von der Strömung der benachbarten Wasserläufe und der Art des örtlichen Entwässerungssystems ab. 

5.6
Die unmittelbare Umwelt

Bei Erstellung eines Notfallplans zum Schutz der Umwelt ist es ganz wichtig, die Merkmale des Umfeldes um das Betriebsgelände herum festzuhalten. Damit lassen sich besonders wichtige bzw. kritische Bereiche ausfindig machen, für die besondere Schutzmaßnahmen erforderlich sind. 

Dafür ist nicht unbedingt eine Ökobilanz erforderlich. Eine Vorstudie kann dazu benutzt werden, die Merkmale der Flächennutzung des benachbarten Bereichs, z.B. Wohngebiet, landwirtschaftlich genutztes Gebiet, Fischereigewässer, Gewässer, Waldland,… grob zu kategorisieren. Diese Informationen dürften größtenteils bei den örtlichen Naturschutzbehörden vorhanden sein. Eine Umweltanalyse kann jedoch trotzdem in irgendeiner Form erforderlich sein. 

Ökologisch kritische Bereiche in der Nähe des Rangierbahnhofs sind zu identifizieren. Wenn das Betriebsgelände in der Nähe eines Flusses liegt, können auch weit entfernt gelegene kritische Bereiche in Mitleidenschaft gezogen werden. Zu den umweltkritischen Bereichen gehören schutzwürdige Bereiche, wie z.B.:

· Standorte von besonderem wissenschaftlichem Interesse

· Gebiete von außergewöhnlicher natürlicher Schönheit

· unter Denkmalschutz stehende Gebäude

· Denkmäler

· unter Naturschutz stehende Bäume

· Grundwasserschutzgebiete

· Wassergewinnungspunkte oder andere umweltrelevante Gebiete

Die spezifische Sensibilität der einzelnen Standorte von besonderem wissenschaftlichen Interesse muss bestimmt werden. Ein wissenschaftliches Schutzgebiet kann einen besonderen Lebensraum oder besonders vor der Umweltverschmutzung zu schützende Pflanzen- und Tierarten beherbergen. Ferner sind Informationen über Lage und Merkmale der für die Wasserversorgungsindustrie wichtigen Punkte einzuholen. Über andere benachbarte Gebiete, die für die Gemeinde wichtig sind, können von den kommunalen Behörden und den örtlichen Umweltschutz- bzw. besonderen Interessengruppen Auskünfte eingeholt werden. 

5.7
Bestimmung von Umweltschutzmaßnahmen

Der Plan muss spezifische Aktionen und Maßnahmen vorsehen, die erforderlich sind, um die Umweltwirkungen eines Unfalls zu verhindern oder abzuschwächen. Wenn man die Notwendigkeit spezifischer Aktionen und Maßnahmen im Voraus untersucht, können sachdienliche Entscheidungen getroffen werden, die dazu beitragen, das durch die Pläne gewährte Schutzniveau zu maximieren. Ein gewisser Grad an Umweltschäden mag unvermeidlich sein, es ist jedoch wichtig, darüber nachzudenken, welche im Rahmen einer gewissen Palette möglicher Unfallkontrollaktionen und -maßnahmen die Umwelt am wenigsten belasten und besonders verletzliche Bestandteile schützen. Alle geplanten Entscheidungen und Aktionen müssen vereinbart und vorher mit den zuständigen Stellen erprobt werden. Dabei ist besonders darauf zu achten, dass die untersuchen Lösungen nicht im Widerspruch zu den Maßnahmen zum Schutz der menschlichen Gesundheit stehen.

5.8
Verbindung

Die Umweltschutzaspekte des Plans sind mit allen Personen, die für die Bekämpfungsmaßnahmen bzw. für einen bestimmten Bereich, einen Lebensraum, den Schutz von Pflanzen und Tieren sowie Gebäuden zuständig sind, abzustimmen. 

Die Feuerwehr muss informiert werden, wo sich die kritischen Wasservorräte befinden, um bei den Löscharbeiten nicht zu viel Wasser zu verbrauchen und ihre Verschmutzung durch ablaufendes verseuchtes Wasser zu vermeiden. Falls es auf dem Betriebsgelände Maßnahmen zur Eindämmung von Schmutzwasser vorgesehen sind, muss die Feuerwehr darüber unterrichtet sein, um sie effektiv nutzen zu können. Die Feuerwehr verfügt vielleicht auch über Ausrüstungen zur Bekämpfung der Verschmutzung.

Die Zusammenarbeit mit den Umweltschutzbehörden ist zur Feststellung der Wasserqualität der lokalen Wasserläufe, Wassergewinnungspunkte, des Vorhandenseins wasserführender Schichten und deren Verschmutzungsempfindlichkeit erforderlich. Diese Stellen haben unter Umständen Vorkehrungen zur Verhütung der Ausbreitung von Verseuchungsstoffen getroffen und eventuell Maßnahmen zum Stop von Öllachen, Aufsaugen von Verseuchungsstoffen und Umleiten von Wasserläufen geplant. Sie werden auch mit den Wassergesellschaften und Wasserwerken zusammenarbeiten, um die Verschmutzung von Wasser und die Beschädigung der Kläranlagen zu verhindern. Durch diese Zusammenarbeit und Verbindung lassen sich negative Auswirkungen einschränken. Beim Austreten von Giftstoffen sind die Experten der öffentlichen Gesundheits- oder Umweltschutzbehörden zu kontaktieren. 

Wie bei den anderen Teilen des Plans ist auch hier die Verbindung zwischen dem Betreiber des Betriebsgeländes, den lokalen Behörden und den benachbarten Landeigentümern ausschlaggebend. 

5.9
Aufräumungs- und Wiederherstellungsarbeiten

Interne und externe Notfallpläne müssen Vorschriften für die Aufräumungs- und Wiederherstellungsarbeiten nach einem Unfall enthalten. Die Notfallpläne sollten die einleitenden Verfahren, Auftragnehmer und ggf. Vorkehrungen angeben für:

· Entsorgen verseuchter Böden und Überreste

· Einziehen von Lebensmitteln (einschließlich selbst gezüchteter)

· Absperren von Geländen

· Auffüllen von Wasserläufen, Seen, Aufforsten usw.

· Bereitstellung der Oberflächen- und Grundwasserversorgung

Diese Angaben werden nur beispielhaft gemacht. Ihre Aufzählung darf nicht als vollständig verstanden werden. Interne Notfallpläne müssen die Beseitigung verseuchter Böden und Überreste vorsehen, während externe Notfallpläne noch wesentlich mehr Bereiche umfassen müssen. Für alle diese Vorkehrungen sind leitende Stellen zu nennen.

Einige Abhilfe- und Wiederherstellungsmaßnahmen müssen unter Umständen sofort nach dem Unfall getroffen werden (z.B. Absperrungen), während andere so lange zurückgestellt werden können, bis eine Ökobilanz vorliegt (z.B. Aufforsten).

Verseuchte Bereiche, auch vor Ort, können nach dem Unfall eine ständige Umweltbedrohung darstellen. Zu den Aufräumarbeiten gehören ggf. die Entsorgung und Reinigung des Bodens, bei Asche ist dafür zu sorgen, dass sie nicht weggeblasen werden kann, Fässer mit gefährlichen Stoffen sind ggf. zu kennzeichnen und von einem zugelassenen Unternehmen zu entsorgen. Verseuchtes Wasser in Tankwällen oder sonst wie gelagert muss entfernt und bearbeitet werden, um es ungefährlich zu machen und zu entgiften.

Zu den Aufräumungsarbeiten gehört der Ersatz des verseuchten Bodens durch sauberen Boden sowie die Neubepflanzung. Unter Umständen müssen auch die Fischbestände in Flüssen und Wasserläufen wieder aufgefüllt werden. Nach schweren Unfällen sind ggf. Langzeitprojekte zur Sanierung von Gebieten und Lebensräumen erforderlich. 

Die Pläne können mehrere Experten für die Räumungs- und Abhilfemaßnahmen nennen. Noch nützlicher kann es allerdings sein, für geeignete Verwaltungsstrukturen und Vorkehrungen zu sorgen, die - falls erforderlich - ein rasches Aufräumen garantieren. 

Die Schadensbehebung an Gebäuden muss zusammen mit den örtlichen Behörden untersucht werden. 

Wenn landwirtschaftliche Gebiete verseucht wurden und langfristige Risiken für den Anbau von Lebensmitteln in diesem Gebiet festgestellt wurden, werden die betroffenen Bauern zweifellos von dem verantwortlichen Unternehmen oder den verantwortlichen Personen Entschädigung verlangen. Je nach den Eigenschaften der gefährlichen Stoffe und der verfügbaren Technik können die Kosten der Schadensbehebung in die Entschädigungsforderungen mit eingerechnet werden. 

5.10
 Auswirkungen auf Nahrungsmittel und Landwirtschaft

Die Sofortmaßnahmen zur Sicherstellung der Nahrungsmittelversorgung der Bevölkerung nach einem Unfall gehören in den Zuständigkeitsbereich verschiedener Regierungsbehörden. Dieses Kapitel enthält lediglich eine Zusammenfassung ihrer Schlüsselrollen. 

Das Austreten von gefährlichen Stoffen während eines Unfalls kann zur örtlichen Verseuchung der Nahrungskette führen, im Allgemeinen dadurch, dass sich die über die Luft übertragenen Giftstoffe direkt auf Feldern und Ernten ablagern. In einigen Fällen gelangen die Giftstoffe auch durch die Aufnahme von verseuchtem Wasser in die Pflanzen. Werden Nahrungsmittel oder Schlachtvieh verseucht, ist das dadurch für den Menschen entstehende potenzielle Risiko zu untersuchen. 

Auskünfte über Umfang und die Art des Problems erteilen die örtlichen Kontakte dieser Regierungsstellen. Wenn Tiere der Umweltverschmutzung ausgesetzt waren, können Blutproben entnommen, bei verdächtigen Nahrungsmitteln Laborproben gemacht werden. Die Beamten der örtlichen Landwirtschafts- und Gesundheitsbehörde werden ihre Informationen im Allgemeinen eher durch die Not- und Rettungsdienste als direkt durch die Rangierbahnhöfe beziehen. 

6.
Einleitung und Abschluss des Notfallplans

Es müssen geeignete Vorkehrungen bestehen, um sicherzustellen, dass der Plan unter allen vernünftigerweise vorhersehbaren Umständen entsprechend eingeleitet wird, um einen Unfall zu bekämpfen. 

Im Notfallplan muss angegeben werden, wer für die Einleitung des Plans verantwortlich ist und wann diese Einleitung erfolgen muss. Ferner muss er festlegen, wann die Not- und Rettungsdienste zu alarmieren sind, um zu verhindern, dass unnütze Zeit verstreicht, was ernsthafte Folgen haben könnte.

Der Plan muss auch die Details der mit den lokalen Behörden bzw. den Not- und Rettungsdiensten vereinbarten Vorkehrungen für die Alarmierung der Öffentlichkeit enthalten und festlegen, wer für die Einleitung dieses Prozesses verantwortlich ist. 

Für das weitere Vorgehen nach Ende des Notfalls muss der Plan Folgendes festlegen:

· den Entscheidungsprozess zur Bestimmung des Zeitpunkts, zu dem eine sichere Rückkehr in das Betriebsgelände möglich ist, sowie die Grundlage, anhand der die Verantwortung für diese Entscheidung übernommen werden kann

· Prioritäten bei der Rückkehr in das Betriebsgelände, z.B. vorrangige Behandlung von Bahnkontrolleinrichtungen

· Wie Organisationen und Menschen über die Beendigung des Notfalls unterrichtet werden und wie ihre Rückkehr in diesen Bereich kontrolliert wird. 

7.
Vorbereitung auf Notfälle

Um die unter dem Kapitel 4 genannten Punkte zu erfüllen, stellen u.a. folgende Kernaspekte das reibungslose Funktionieren der Schnittstelle mit den Not- und Rettungsdiensten sicher:

· Angabe der Rolle und Zuständigkeiten der einzelnen Not- und Rettungsdiensten sowie Angabe darüber, wer unter den gegebenen Umständen den Einsatz leitet,

· Angabe der zuständigen Stelle der Bahn, die sich mit den Not- und Rettungsdiensten in Verbindung setzt, um die geplanten Maßnahmen auszuführen und ggf. Sofortmaßnahmen einzuleiten,

· Sicherstellung, dass die Leiter der Not- und Rettungsdienste die jeweiligen Zuständigkeiten bei den Eisenbahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreibern sowie deren Wechsel im Laufe der Unfallbehandlung genau kennen,

· Information der Not- und Rettungsdienste über die vorgesehenen Möglichkeiten der Kontaktaufnahme (in vereinbarter Form) vor Ort. Die Not- und Rettungsdienste müssen in der Lage sein, den zuständigen Verantwortlichen vor Ort sowie die Standorte der zuständigen Notfall-Einsatzleitung zu erfassen,

· Notwendigkeit, die Not- und Rettungsdienste über die Standorte und Zugangspunkte zu informieren, insbesondere im Falle eines erschwerten Zugangs,

· Förderung der Bereitschaft der Mitarbeiter von Not- und Rettungsdiensten zur Besichtigung der Rangierbahnhöfe, um sich einen besseren Einblick in das Bahnumfeld allgemein zu verschaffen bzw. speziell die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Stellen besser zu verstehen,

· Gewährleistung, dass grundlegende Änderungen von Maßnahmen mit den Not- und Rettungsdiensten besprochen werden und ausreichend Zeit für die Durchführung dieser Änderungen vorgesehen wird,

· Maßnahmen, die für die Aufrechterhaltung der Kommunikation zwischen den Verantwortlichen der Bahnen und den Not- und Rettungsdiensten ergriffen werden sollen, müssen abgesprochen und permanent aktualisiert werden,

· Ermittlung sachdienlicher Informationen der Bahn für die Not- und Rettungsdienste bzw. solcher, die umgekehrt für die Verantwortlichen der Bahnen von Nutzen sind.

8.
Ausbildung und Erprobung

8.1
Ausbildung

Um auf Zwischen- und Unfälle richtig reagieren zu können, müssen die Aufgaben und Verantwortungsbereiche der verschiedenen beteiligten Stellen der Bahnen und der Behörden, insbesondere der Not- und Rettungsdienste genau bekannt sein.

8.1.1
Zuständigkeiten

Jeder betroffene Mitarbeiter soll in der Lage sein, seine Aufgabe zu erfüllen.

Jeder Einzelne sollte einfache Anweisungen über Maßnahmen und Zuständigkeiten erhalten.

Im Hinblick auf eine effiziente Notfallplanung müssen die betroffenen Mitarbeiter aktuelle Kenntnisse über die verfügbaren Rettungsgeräte, die Anforderungen des Plans sowie die allgemeinen und individuellen Verantwortungsbereiche haben.

Der Umfang der Ausbildung, der benötigt wird, um das erforderliche Kompetenzniveau zu erreichen, hängt von der Art des Plans, der Komplexität der Örtlichkeiten oder den potenziellen Unfällen ab. Durch einfache Pläne auf der Grundlage eindeutiger Maßnahmen müsste der erforderliche Schulungsumfang begrenzt werden können, für bestimmte Örtlichkeiten kann es sich jedoch als angebracht erweisen, auf speziell geschultes Personal zurückzugreifen.

Die für den Notfallplan zuständige Stelle soll die Kriterien und Ziele der Schulung sowie Informationssitzungen und Übungseinsätze festlegen. Zusammen mit dem/den Betriebsleiter(n) des Standortes soll sie sicherstellen, dass die Intervalle für Informationssitzungen und Übungen in Absprache mit den Stellen festgelegt werden, die an der Ausarbeitung des Notfallplans mitgewirkt haben.

Der Betriebsleiter des Rangierbahnhofs stellt sicher, dass:

· alle Mitarbeiter eine angemessene Feuerschutz- und erste Hilfe-Ausbildung erhalten und mit den vorhandenen Geräten umgehen können,

· alle Mitarbeiter wissen, welche Sicherheitsmaßnahmen im Falle eines Feuers oder eines anderen Notfalls vor Ort zu treffen sind,

· alle Mitarbeiter mit besonderer Verantwortung im Bereich der Notfall- oder Evakuierungsmaßnahmen an den Informationssitzungen, Schulungen und gemeinsamen Übungen mit anderen in dem Plan genannten Stellen (zum Beispiel die Not- und Rettungsdienste) teilnehmen können,

· alle Mitarbeiter über ausreichende Kenntnisse für die Identifizierung von gefährlichen Gütern und deren Eigenschaften sowie die entsprechenden Maßnahmen zum Personenschutz im Zusammenhang mit ihrem jeweiligen Aufgabenbereichs verfügen,

· die Verantwortlichkeiten und die für den Einzelfall geplanten Maßnahmen für erste-Hilfe-Kurse vor Ort genannt werden,

· in der Praxis Informationen und Mittel zur Verfügung stehen, wie Karten und Pläne des Bereiches, Listen mit den Anschriften der Not- und Rettungsdienste, Beschreibungen der Verfahren für die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen,

· ausreichende Kenntnis der Sicherheits- und Umweltanforderungen vorhanden ist.

Die Mitarbeiter sollten insbesondere bei Wechsel des Arbeitsumfelds bzw. Antritt einer neuen Stelle kontinuierlich theoretisch und praktisch ausgebildet werden, wenn sie mit neuen Geräten, Methoden oder auch neuen Gefahren, z.B. neuen Schienenverkehren, in Kontakt kommen, wie auch wenn ein neuer oder aktualisierter Notfallplan in Kraft tritt.

8.1.2
Internationale, nationale und sonstige einschlägige Referenzen

Schulungs- und Trainingsprogramme sollten den anzuwendenden internationalen Leitfäden, den Arbeiten internationaler Organisationen und relevanten betriebliche Anforderungen der Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber und Betreibern betroffener Anlagen Rechnung tragen. Relevante Unterlagen sind in der Bibliografie aufgeführt.

8.2
Erprobung

8.2.1

Notfallpläne sollten jährlich, mindestens jedoch einmal alle drei Jahre erprobt werden. Diese Empfehlung gilt ebenfalls für Schnittstellen mit Not- und Rettungsdiensten und den Plänen der zuständigen Stellen vor Ort.

8.2.2

Erprobungen sollen zeigen, dass die Notfallpläne im Ernstfall die richtigen Verhaltensweisen vorsehen, d.h. diejenigen, die den Bestimmungen des Notfallplans folgen, in die Lage versetzen, für jeden möglichen Unfall angemessene Maßnahmen zu treffen. Sie sollten auch die Umstände oder Bedingungen zeigen, die bei einem Unfall vor Ort und in der Umgebung bestehen können. Ferner sollen sie nachweisen, dass der Notfallplan wie vorgesehen dazu dient, die Unfallfolgen unter Kontrolle zu bringen und einzudämmen, notwendige Informationen weiterzugeben und Maßnahmen zur Wiederherstellung der Umwelt einzuleiten.

8.2.3

Erprobungen sollten auf einem Unfallsszenario aufbauen, das von einem vernünftigerweise anzunehmenden Umfall ausgeht und sich in erster Linie mit den Bekämpfungsmaßnahmen in den ersten Stunden nach Eintreten des Unfalls befassen. Dies ist die Phase der Schlüsselentscheidungen, von denen der Erfolg der Aktion abhängt. Da diese kurzfristig unter starkem Druck zu treffen sind, ist die eingehende Kenntnis des wahrscheinlichen Ablaufs der Ereignisse und entsprechenden Gegenmaßnahmen hier ein großer Vorteil. Ganz wichtig ist dabei, das einfache Sofortmaßnahmen nicht durch übermäßige Konzentration auf die komplexen Gesamtzusammenhänge übersehen werden. Das Erprobungskonzept sollte nicht nur die prägnantesten, sondern die gesamte Palette der Gefahren umfassen, die einen schweren Unfall auslösen können.

8.2.4
Ziele der Erprobung

Die Erprobung des Notfallplans sollte die Wirksamkeit folgender Komponenten des Plans nachweisen:

· Vollständigkeit, Kohärenz und Genauigkeit des Notfallplans und anderer Dokumentationen, die von Stellen benutzt werden, die im Notfall eingeschaltet werden,

· die Angemessenheit der Geräte und Einrichtungen sowie deren Betriebsbereitschaft, insbesondere unter Notfallbedingungen sowie

· die Kompetenz der Mitarbeiter, die im Plan für sie vorgesehenen Aufgaben zu erfüllen und die Geräte und Einrichtungen richtig zu bedienen.

Übungen sind ein wesentlicher Faktor, um die Effizienz von Notfallplänen sicherzustellen, denn sie ermöglichen die Überprüfung:

· der Informationsflüsse zwischen den Beteiligten,

· der Kenntnis der geplanten Maßnahmen,

· der Stärken und Schwächen des Notfallplans und der Beteiligten,

· des Verständnisses der Aufgaben und Verantwortungsbereiche der verschiedenen beteiligten bahninternen und –externen Stellen,

· der Arbeitsorganisation,

· der vorhandenen Hilfe und Unterstützung,

· der Effizienz bzw. Angemessenheit der verfügbaren Ausrüstungen,

· der Effizienz bzw. Angemessenheit der getroffenen Vorkehrungen.

8.2.5

Die Erprobungsregeln für Notfallpläne auf dem und außerhalb des Betriebsgelände(s) sollen Einblick in folgende Aspekte der Sofortmaßnahmen geben:

· Auslösen des Notfallplans und Benachrichtigung der Betroffenen:

· Alarmierung der Not- und Rettungsdienste

· Warnsirenen

· Mobilisierung der Mitarbeiter, die gemäß Notfallplan eine Aufgabe zu erfüllen haben.

· Einrichtung der Notfall-Einsatzzentrale

Innerhalb eines angemessenen Zeitraums Einrichtung eines Standorts, von dem aus der Einsatz so wie im Notfallplan vorgesehen geleitet und koordiniert werden kann (in einigen Erprobungen sollte dabei auch geprüft werden, inwieweit eine alternative Einsatzzentrale eingerichtet werden kann, um zu zeigen, dass Einsatzbereitschaft besteht, auch wenn die vorgesehene Zentrale nicht verfügbar ist).

· Informationsweitergabe an die Einsatzzentrale

Hier ist der Nachweis zu erbringen, dass die beteiligten Stellen die Zentrale unverzüglich mit exakten Informationen versorgen, sodass sich die dortigen Mitarbeiter ein aktuelles Bild des Notfalls machen können, auf Grund dessen sie dann die notwendigen Entscheidungen treffen.

· Informationsfluss innerhalb der Einsatzzentrale

Nachweis, dass die erforderlichen Informationen ausgetauscht und an alle maßgeblichen Beteiligten innerhalb der Zentrale in einer verständlichen und leicht erfassbaren Form weitergegeben werden.

· Teamarbeit

Nachweis, dass die beteiligten Stellen zur Zusammenarbeit fähig sind und die verfügbaren Informationen in die erforderlichen Abhilfemaßnahmen umsetzen können.

· Entscheidungsfindung

Nachweis, dass alle betroffenen Stellen Input liefern, auf Grund dessen vernünftige und umsetzbare Entscheidungen getroffen werden können.

· Kommunikation und Information der Öffentlichkeit

Nachweis, dass Informationen über den Notfall und Bekämpfungsmaßnahmen an alle betroffenen Stellen und geeignete Medien weitergeleitet werden.

(Einschließlich Erstellung kurzer Pressekommunikees und, von Zeit zu Zeit, eines Medienbriefings. Dabei ist insbesondere auch zu beachten, welche Wirkung die Medien bei Unfällen haben können und zu prüfen, inwieweit die Einsatzzentrale ihnen Informationen für ihre Nachforschungen zur Verfügung stellen kann.)

· Geräte und Ausrüstungen

Nachweis der Betriebsbereitschaft der Notfallgeräte sowie dessen, dass die benannten Mitarbeiter zur deren Bedienung in der Lage sind. Ferner soll nachgewiesen werden, dass die Einsatzzentrale und deren Ausrüstung funktionstüchtig ist.

8.2.6
Schulungs- und Erprobungsmethoden

Es gibt verschiedene Übungen, um Notfallpläne zu erproben und die Mitarbeiter auf Notfälle vorzubereiten, die jeweils unterschiedliche Funktionen im Gesamtkonzept erfüllen:

· Drillübung

Zur Einzelerprobung spezifischer und relativ simpler Teile des Notfallplans, wie z.B. Feuerwehrübungen, Alarmproben, Evakuierung, Appelle, Telefonreihenschaltungen, Eindämmung ausgelaufener Flüssigkeiten, Bergung.

· Seminare

Zur Schulung der Mitarbeiter und Erarbeitung von Notfallplänen. Sie erleichtern die Diskussion über verschiedene Bekämpfungsmaßnahmen unter Notfallbedingungen.

· Abgehen

Für Schulungen oder die Erarbeitung von Notfallplänen. Die Notfallmaßnahmen werden im Einzelnen durchgegangen, mit Besichtigung der entsprechenden Einrichtungen.

· Trockenübungen

Erprobung des Informationsaustauschs und der –weitergabe zwischen den betroffenen Stellen und der Entscheidungsfindung. Diese Übungen werden anhand von Nachbildungen, Plänen oder Fotos eines Standorts durchgeführt.

· Kommunikationstests

Während dieser Übungen werden die Kommunikationsverbindungen im Notfall mit den einzelnen Stellen dort getestet, wo sie sich auch im Ernstfall befinden würden.

· Volleinsatzübung

Im Rahmen dieser Übung werden der gesamte Notfallplan bzw. einzelne Teile mit den Maßnahmen vor Ort und außerhalb des Betriebsgeländes in vollem Umfang durchgespielt.

8.2.7

Die einzelnen Komponenten des nach den o.g. Mustern zu erprobenden Notfallplans können auf unterschiedliche Art und Weise und auch unter Kombination der o.g. Übungen geprüft werden. Sehr vertrauenserweckend wirkt natürlich eine volle Einsatzübung für einen der im Sicherheitsbericht genannten schweren Unfälle. Es wäre allerdings sehr aufwändig, wenn dies als die einzige Möglichkeit angesehen würde, einen Notfallplan effizient zu testen. Daher muss es ein Notfallplantestprogramm geben, dass dessen Qualifikation nachweist, ohne den Betreiber und die anderen Notfallverantwortlichen zu überlasten. Zu bedenken ist dabei, dass nicht unerhebliche Skaleneffekte erzielt werden können, wenn ein Test verschiedene Komponenten für mehr als einen Bereich eines Rangierbahnhofs abdecken kann.

8.2.8

Die Erfahrungen aus Notfallplanerprobungen sollten allen Beteiligten mitgeteilt werden, insbesondere wenn ein Test den Nachweis erbringen soll, dass der Notfallplan für mehr als einen Teil des Rangierbahnhofs effizient funktioniert. Entscheidet man sich für ein solches Vorgehen, kann es notwendig sein, zusätzliche Erprobungen für ortspezifische Notfallmaßnahmen in einzelnen Anlagen oder Dienststellen durchzuführen. Daher wird empfohlen, ein Verzeichnis derartiger Versuche zu führen, sodass nachvollzogen werden kann, dass alle relevanten Komponenten des Notfallplans in der vorgesehenen Zeit geprüft wurden. 

8.2.9
Bewertung

Damit die einzelnen Stellen bestmöglich von den Notfallplanerprobungen profitieren, müssen die Ergebnisse der Übungen bewertet werden, sodass ggf. Änderungen an den Notfallplänen vorgenommen bzw. die “Best Practice” umgesetzt werden kann. Da immer mehrere Stellen an den Erprobungen beteiligt sind, gibt es nicht nur eine einzige Methode zur Bewertung der Effizienz des Plans, denn je nach den zu treffenden Maßnahmen kann es eigene Kriterien geben. Für bestimmte Stellen mögen z.B. quantitative Kriterien, wie die rechtzeitige Ausführung der Maßnahmen, eine Rolle spielen, während andere eher subjektive Messmethoden für die Beurteilung der Leistung ansetzen.

8.3.0

In einigen Fällen kann es angebracht sein, eine beratende Notfallplan-Gruppe vor Ort von den Bewertungsergebnissen zu unterrichten und sie auf dem Laufenden über Veränderungen an Notfallvorkehrungen im Plan zu halten.

8.3.1

Eine sinnvolle Bewertung gewährleistet den Betreibern und beteiligten Stellen, dass die Vorkehrungen, die sie für den Ernstfall getroffen haben, effizient sind und bei einem eventuellen Unfall in wirksame Maßnahmen münden.

8.3.2

Es gibt Techniken zur Aufzeichnung des Verhaltens der Hauptpersonen einer Übung, die dazu genutzt werden können, die Wirksamkeit des Plans bzw. auch der Schulungen der im Ernstfall ausschlaggebenden Personen zu beurteilen.

8.3.3

Wenn Alarmsirenen getestet bzw. Übungen auf dem Betriebsgelände oder außerhalb durchgeführt werden, sind natürlich die Anrainer betroffen: sie hören die Sirene und sehen die Not- und Rettungswagen. Daher sollten die Anwohner sowie die Notfallzentralen des betroffenen Gebiets vorgewarnt werden, dass eine Probe oder Übung stattfindet, sodass erschreckte Anwohner beruhigt und unnötige Ängste vermieden werden. Es könnte auch sinnvoll sein, dass der Betreiber in diesem Fall die Medien informiert, damit sie proaktiv und sinnvoll informieren können.

(Einzelheiten zur Organisation einer Übung sind Anlage G zu entnehmen).

9.
Analyse, Aktualisierung, Berichterstattung und Aufzeichnung

9.1
Analyse

9.1.1

Unter 8.2.1 sind die Anforderungen an Erprobungen und deren Häufigkeit beschrieben. Erforderlichenfalls werden die Notfallpläne auf Grund der Ergebnisse dieser Erprobungen dann überarbeitet.

Die Analyse des Notfallplans ist dabei ein Prozess von grundlegender Bedeutung und dient dazu, die Angemessenheit und Effizienz der einzelnen Komponenten des Plans und ihres Zusammenspiels zu beurteilen. Sie sollte daher berücksichtigen:

· alle materiellen Veränderungen der Geschäftstätigkeit,

· jedwede Veränderung in den maßgeblichen Not- und Rettungsdiensten,

· Fortschritte im Bereich der technischen Erkenntnisse, z.B. neue und effizientere Mittel zur Unfallabhilfe,

· aus Unfällen (in Rangierbahnhöfen oder andernorts) gewonnene Erkenntnisse,

· Erkenntnisse aus Erprobungen von Notfallplänen,

· Veränderungen in den Planungsprozessen oder dem Planungsteam.

9.1.2

Jede Umsetzung oder Übung im Zusammenhang mit einem Notfallplan sollte dem verantwortlichen Ersteller des Plans mitgeteilt werden. Ferner sollte es eine offene Kommunikation zwischen dem Betreiber des Rangierbahnhofs einerseits und der örtlichen Behörde wie den Not- und Rettungsdiensten andererseits geben. Die Betroffenen sollten immer über Änderungen, die sich in irgendeiner Art und Weise auf Sofortmaßnahmen auswirken, unterrichtet werden.

9.1.3

Ferner sollte nach einschneidenden Veränderungen der Infrastruktur, Verkehrslenkung oder sonstigen Anpassungen eines Rangierbahnhofs der Notfallplan für das Betriebsgelände und die Umgebung überprüft werden. In diesen Fällen sollten die Betreiber und örtlichen Behörden nicht bis Ablauf der Dreijahresfrist warten.

9.1.4

Analyse und Überarbeitung werden von der, als permanenten Prozess eingestuften, Aktualisierung des Notfallplans unterschieden, die Veränderungen praktischer Details der Notfallvorkehrungen , z.B. Änderungen in den mitwirkenden Stellen, Kommunikationsmitteln oder Einsatzmaterial, Rechnung trägt. Wenn neue Personen zur Einleitung von Sofortmaßnahmen oder als Kontakt für örtliche Behörden ernannt werden, dann sollte deren Name im Zuge der Aktualisierung des Notfallplans und nicht erst bei dessen nächster Analyse eingearbeitet werden.

9.1.5

Die Ergebnisse der Erprobungen des Notfallplans (vgl. 8.2) sind ein wichtiger Input für dessen Analyse. Bevor eine Erprobung durchgeführt wird, sollten für die einzelnen Aspekte des Plans Ziele gesetzt werden. Nach der Erprobung sollte sich die Analyse dann auf die Punkte konzentrieren, deren Ziele nicht erreicht wurden. Alle aus solchen Analysen und Erprobungen hervorgegangenen Empfehlungen sollten festgehalten und in konkrete Maßnahmen umgesetzt werden.

9.2
Berichterstattung

Neben der Mitteilung eines Unfalls zur Einleitung der erforderlichen Sofortmaßnahmen, sollten alle Zwischen- und Unfälle entsprechend der geltenden Gesetze und auch an die betroffenen Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber bzw. andere betroffene Stellen gemeldet werden. Sowohl die örtlichen  Behörden als auch die Aufsichtsämter sind zu informieren.

9.3
Untersuchungen

Es sind Vorkehrungen für die Untersuchung von Vorfällen und Unfällen im Zusammenhang mit gefährlichen Stoffen zu treffen, damit deren unmittelbare Auslöser und ursprüngliche Ursachen erforscht werden können. Zur Feststellung der Auslöser und Ursachen sind die Umstände jedes einzelnen Unfalls aufzuzeichnen und entsprechend zu ermitteln.

Untersuchungen und Ermittlungen sollten ggf. in Zusammenarbeit zwischen den Bahnen, Notdiensten und öffentlichen Behörden durchgeführt werden.

9.4
Informationsaustausch

Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber und die andere Stellen, mit denen es im normalen Betrieb und in Notfällen Schnittstellen gibt (d.h. Behörden, andere Bahnen, Kunden und Industrie), sollten Vorkehrungen zur Verbesserung ihres Sicherheitsmanagements, der Bereitschaft sowie zur Unfallverhütung und Vorbereitung der Bekämpfungsmaßnahmen treffen:

· im Rahmen regelmäßiger Analysen des sicheren Gefahrguttransports auf ihrem Netz und an den Schnittstellen mit anderen Bahnen und Stellen, wie Herstellern oder Betreibern von Anlagen. Der Feinheitsgrad der Analyse muss von den Risiken im Zusammenhang mit der Ausübung der Tätigkeit abhängen;

· um sicherzustellen, dass Informationen und Erfahrungen im Zusammenhang mit dem sicheren Betrieb und den Sofortmaßnahmen prompt ausgetauscht werden. Informationen über Inspektionen, Verfahren, Unfälle und Beinahe-Unfälle sollten ebenfalls ausgetauscht werden. Wenn ein unvorhergesehenes Ereignis oder ein Unfall eintritt, sollte entsprechend berichtet werden;

· als Input für Datenbanken und sonstige Systeme für den Informationsaustausch mit anderen Stellen.

9.5
Internationale Systeme

Die internationale Zusammenarbeit sollte verstärkt werden, damit die Informationen, Erfahrungen und Verbesserungen der Vorkehrungen für den Gefahrguttransport ausgetauscht werden. Zur effizienteren Gestaltung dieses Austausch sollten gemeinsame Definitionen in den Berichtssystemen gefunden werden.

9.6
Aufzeichnungen

Unfälle, Ereignisse, Notfallplaneinführungen und Übungen wie auch die formalen Notfallplananalysen sollten schriftlich aufgezeichnet werden, sodass sie im Fall einer Kontrolle nachvollzogen werden können. Auch das Datum von Änderungen der Pläne sollte festgehalten werden.

9.7
Kontrolle

Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber, Betreiber von Anlagen und Güterverkehrsausrüstungen sollten als Teil ihres Sicherheitsmanagementsystems die Kontrolle ihrer Notfallpläne vorsehen. Im Fall einer Kontrolle sollte dafür gesorgt werden, dass Inspektoren und Auditoren die notwendige Unterstützung und Zugang zu den Informationen erhalten.

10.
Behörden und Öffentlichkeit

10.1
Erfordernis

Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber und andere betroffene Stellen der Transportkette sollten dafür sorgen, dass Behörden und andere Schnittstellen ihrer Geschäftstätigkeit hinreichend informiert sind, damit sie

· bei Unfällen in Rangierbahnhöfen, von denen sie betroffen sein können, wissen, was zu tun ist,

· Vorkehrungen für potenzielle Risiken treffen können, um unter keinen Umständen Personen zu gefährden, die sich eventuell in diesen Bereichen aufhalten. Dies schließt ggf. Anweisungen darüber ein, was auf Weisung in bestimmten Fällen zu tun ist oder die Kontrolle der Bebauung oder Veränderung bestimmter Bereiche des Umlands von Rangierbahnhöfen.

10.2
Befragung

Wenn Notfallpläne erstellt werden, sind die örtlichen Behörden zu befragen, um festzulegen

· welche Informationen weiterzugeben sind und wen sie betreffen, d.h. Not- und Rettungsdienste, nahe liegende Betriebe und die Öffentlichkeit. Der Umfang und Detaillierungsgrad der Informationen richten sich nach dem jeweiligen Rangierbahnhof. In jedem Fall sind die Informationen unmittelbar und in möglichst verständlichen Worten zu geben. Technische Begriffe sollten erklärt werden;

· wie und an wen die Information zu geben ist (Format/Sprache(n)/Verteiler);

· Häufigkeit der inhaltlichen Prüfung (parallel zur Notfallplanprüfung, vgl. Punkt 9);

· ob und welche Echtzeit-Warnungen und Maßnahmen notwendig sind und für wen sie gelten.

Damit ist sichergestellt, dass im Ernstfall alle Betroffenen mit den entsprechenden Informationen versorgt sind.

11.
Medienkontakt

11.1

Die Medien spielen bei Unfällen eine Doppelrolle:

· sie sammeln Informationen für die Berichterstattung und

· fungieren als Übermittler wichtiger Informationen an die Betroffenen in der unmittelbaren Umgebung des Unfalls oder auch an anderen Orten. 

11.2

Der erstgenannte Punkt darf bei der Notfallplanung keinesfalls vernachlässigt werden, denn wenn die Medien nicht mit Informationen versorgt werden, kann es sich als schwierig erweisen, sie im Weiteren zur Information der Öffentlichkeit zu nutzen. Die Pläne sollten von vornherein einen Verantwortlichen für die Koordinierung der Medienkontakte vorsehen. Dieser sollte Vertreter einer der für die Notmaßnahmen verantwortlichen Stellen und für eine enge Zusammenarbeit mit den Medien geschult sein. Rollen und Verantwortlichkeiten sind klar zu definieren.

11.3

In vielen Fällen wird es sich als notwendig erweisen, eine Pressestelle einzurichten, über die – in einer strategischen Koordinierungsgruppe - abgesprochene Informationen herausgegeben werden und von wo aus die Verantwortlichen der Rangierbahnhöfe bzw. anderer maßgeblicher Stellen Interviews und Pressekonferenzen geben können. Personen, die hierfür in Frage kommen können, sollten vorher entsprechend für Pressekontakte geschult und über die Unfallentwicklung informiert werden. Die Pressesprecher der verantwortlichen Instanzen und Vertreter des Rangierbahnhofbetreibers können dorthin beordert werden. Alle Informationen, die der Betreiber oder eine andere verantwortliche Stelle abgibt, sollten den Pressesprechern und anderen Personen, die mit den Medien Kontakt haben, kopiert werden, damit sie jederzeit auf dem Laufenden darüber sind, was den Medien bereits mitgeteilt wurde.

11.4

Es wird empfohlen, für Notfälle bereits im Voraus Informationen über die Arbeiten im Rangierbahnhof, Hintergrundinformationen über das Eisenbahnverkehrsunternehmen und den Infrastrukturbetreiber sowie den Ortsbereich vorzubereiten, da diese erfahrungsgemäß von den Medien gefordert werden. Fernsehjournalisten sind dankbar für ausstrahlbare Videoaufnahmen des Betriebsgeländes mit Einzelheiten zu den dort ausgeführten Arbeiten, die als Hintergrundinformation für die aktuelle Berichterstattung verwertet werden können.

11.5

Alle Informationen, die während eines Unfalls an die Medien weitergegeben werden, müssen korrekt und sachdienlich sein. Von Mutmaßungen ist abzusehen. Wenn möglich, sollten die Medien stetig mit Informationen versorgt werden. Dabei kann es sich um aktuelle Unfallinformationen handeln, die durch Hintergrundinformationen über die Art des gefährlichen Stoffs (falls bekannt), den Rangierbahnhofbetreiber und den Rangierbahnhof selbst handeln. Dies ist insbesondere wichtig, wenn es um die Unfallverantwortlichkeit, -ursachen oder -opfer geht.

11.6

Zusätzlich zu diesen richtigen und praktischen Vorkehrungen, kann es sich als sinnvoll erweisen, eine Pressestelle mit Blick auf das Betriebsgelände einzurichten, sodass die Bekämpfungsmaßnahmen gefilmt oder fotografiert werden können. Dadurch schränkt man das Risiko ein, dass Fotografen oder Kameramänner sich beim Versuch, möglichst nahe an den Unfallort zu kommen, in Gefahr bringen.

11.7

Potenziellen Missverständnissen zwischen den Medien und Rangierbahnhofsbetreibern kann vorgebeugt werden, indem bereits im Vorfeld auf ein gewisses Verständnis füreinander geachtet wird. In diesem Fall sind die Medien bereits vor einem Unfall mit den Arbeitsabläufen auf dem Betriebsgelände, den mit den Arbeiten verbundenen Risiken, dem Risikomanagement und den Sofortmaßnahmen vertraut. Im Gegenzug sollte auch der Betreiber Verständnis dafür aufbringen, dass die Medien Informationen brauchen, sodass sie der Öffentlichkeit schnell und korrekt über den Unfall und seine Auswirkungen Bericht erstatten können.

Anlage A
-
Hintergrund

1.1
Analyse

Dieser Leitfaden wurde als Antwort auf die Befürchtungen der EU bezüglich der Ausnahmeregelung für bestimmte bahnbetriebliche Vorgänge von den Anforderungen der Richtlinie des Rates 96/82EG (Seveso II) erarbeitet. Die einzelnen Aspekte wurden im Rahmen zweier Workshops überprüft: in Livorno im Mai 1996 (unter EU-Schirmherrschaft organisiert) und in Barcelona im April 1997 (von en Transportverbänden veranstaltet).

In Livorno führte die EU das Konzept der ‚praktisch gleichwertigen Maßnahmen‘, der so genannten „Broad equivalence“ ein, nach dem die Kontrollen des Bahnsicherheitsmanagements mit den Kontrollen der Seveso II-Richtlinie verglichen werden. Dieses Konzept wurde in Barcelona vertieft, wo es insbesondere um zwei Themen ging, nämlich 

· die Ausnahmeregelung für Häfen und Rangierbahnhöfe von Artikel 4 (c) der Seveso II-Richtlinie (ausgenommen Anlagen, die von der Richtlinie abgedeckt werden) und

· die Folgemaßnahmen fordernde Erklärung des Rates sowie ggf. den Vorschlag der Kommission für Häfen und Rangierbahnhöfe. Dies ist der Hintergrund des Livorno-Seminars von Mai 1996, an dem das Konzept der „broad equivalence“ eingeführt wurde, das die Ergebnisse der sicherheitstechnischen Vorkehrungen der Seveso II-Richtlinie mit den im Transportbereich getroffenen Maßnahmen vergleicht. In Barcelona wurde anschließend eine Vertiefung dieses Ansatzes verlangt.

Die Analyse befasste sich sowohl mit den Häfen als auch mit der Schiene, wobei sich der vorliegende Leitfaden entsprechend dem Wunsch der EU auf die Bahn, speziell auf Rangierbahnhöfe, beschränkt. Unter Punkt 1.4 wird im Einzelnen ausgeführt, wie die internationalen Anforderungen für Rangierbahnhöfe praktisch mit den Anforderungen der Seveso II-Richtlinie gleichgesetzt werden können.

In Barcelona stimmte man allgemein darin überein, dass die jetzigen Vorkehrungsmaßnahmen der Bahn zur Verhütung schwerer Unfälle durchaus angemessen sind.

Im April 2000 fand in Dijon ein von der UIC mit Unterstützung der EU organisiertes Seminar statt, an dem ein erster Entwurf des Leitfadens zur Planung von Notfallmaßnahmen in Rangierbahnhöfen, auf denen gefährliche Stoffe gehandhabt werden, vorgestellt wurde.

1.2
Aufenthalte während des Transports

Betrachtet man die Ausnahmen von der Seveso II-Richtlinie, ist anzumerken, dass die Richtlinie 96/49EG zeitlich begrenzte Zwischenlagerung als transportbedingte Aufenthalte definiert. Die Definition dieses Begriffs ist in der Begriffsbestimmung für „Beförderung“ im neustrukturierten RID enthalten:

„Die Ortsveränderung der gefährlichen Güter einschl. der transportbedingten Aufenthalte und einschl. des verkehrsbedingten Verweilens der gefährlichen Güter in den Wagen, Tanks und Containern vor, während und nach der Ortsveränderung.

Die vorliegende Definition schließt auch das zeitweilige Abstellen gefährlicher Güter für den Wechsel der Beförderungsart oder des Beförderungsmittels (Umschlag) ein. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Beförderungsdokumente, aus denen der Versand- und Empfangsort feststellbar sind, auf Verlangen vorgelegt werden, sowie – außer für Kontrollzwecke der zuständigen Behörde – unter der Voraussetzung, dass Versandstücke und Tanks während des zeitweiligen Aufenthalts nicht geöffnet werden.“

Im Rahmen dieser Definition bedeutet zeitlich begrenzte Zwischenlagerung also transportbedingte Aufenthalte während der Beförderung gefährlicher Stoffe von den im Transportdokument angegebenen Abgangs- zum Bestimmungsorten. Diese Bestimmungen gelten, sofern die Container/Packmittel der gefährlichen Stoffe während des Transports nicht geöffnet werden, außer im Fall von Kontrollen zuständiger Behörden. Zeitlich begrenzte Zwischenlagerungen schließen die Lagerung für Vertriebszwecke aus.

1.3
Plan – Vorbereitung und Anwendung

In Barcelona kam man überein, dass die Maßnahmen zur Eindämmung der Auswirkungen schwerer Unfälle nochmals zu überprüfen seien. Des Weiteren sollte die Planung der Notfallmaßnahmen im Bahnbereich vertieft werden.

Unter Berücksichtigung ähnlicher Werke für Transport und ortsfeste Anlagen anderer Organisationen, wie dem Internationalen Verband für Seewesen (IMO), der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und dem Europäischen Chemieverband (CEFIC), erstellte die Synthesegruppe der UIC für Gefahrguttransport daher den vorliegenden Leitfaden für Notfallplanung. Die Teilnehmer des Dijon-Seminars beurteilten die Initiative der UIC/GEB allgemein positiv und betrachteten den ersten Entwurf des Leitfadens als zielführend, waren jedoch der Ansicht, er sei in folgenden Bereichen noch zu vertiefen:

· Unterscheidung zwischen allgemeinen Erwägungen und spezifischen Maßnahmen für Notfallpläne

· Risikoidentifizierung als Teil des Notfallplanungsprozesses

· Information der Anrainer von Rangierbahnhöfen

· Zusammenspiel der internen Notfallpläne (Rangierbahnhofbetreiber) und der externen Pläne (für den Schutz der Zivilbevölkerung zuständige örtliche Behörden)

· Vorbereitung von Fallstudien zum besseren Verständnis des gesamten Notfallplanungsprozesses

Der neue Entwurf sollte 2001 in einem weiteren EU/UIC-Seminar erneut geprüft werden. Der Leitfaden soll dann als UIC-Dokument erscheinen.

1.4
Rangierbahnhöfe – "Broad Equivalence“ zwischen der Richtlinie Seveso II und der internationalen Gesetzgebung der Bahnen

Das Dokument zur Broad Equivalence wurde von der Synthesegruppe Gefahrgut der UIC erstellt und stellt einen Vergleich der Anforderungen der Seveso II-Richtlinie und den Anforderungen der Bahnen an. Daraus geht klar hervor

· wo es einen Zusammenhang zwischen den Anforderungen der Seveso II-Richtlinie und dem Bahnbetrieb gibt und

· wie die Bahnen diese Anforderungen in eigene Vorschriften umsetzen.

Das Dokument deckt folgende Bereiche ab:

· Anwendungsbereich

· Vorhandensein gefährlicher Stoffe in Rangierbahnhöfen

· Menge/Grenzwerte

· Definitionen

· Produktion und Behandlung

· Lagerung

· Sicherung

· Gefahren

· Sicherheit – Risiken

· Allgemeine Verpflichtungen

· sicherer Bahnbetrieb

· sichere Beförderung gefährlicher Güter

· Voranmeldung

· Transit 

· Prävention schwerer Unfälle

· Sicherheitsmaßnahmen

· Sicherheitsmanagementsysteme

· Identifizierung und Bewertung der Risiken

· Management der Risiken im Schienenverkehr

· Identifizierung der gefährlichen Stoffe

· Risikobewertungsverfahren

· Sicherheitsbericht

· Anforderungen für die Berichterstattung im Schienenverkehr

· Richtlinie 96/35 für Sicherheitsberater für Gefahrgutverkehr 

· Änderungen an Anlagen

· Aufrechterhaltung des Sicherheitsniveaus

· Notfallpläne

· Anforderungen

· Nationale Besonderheiten

· Gefahrgutspezifische Maßnahmen

· Information der Öffentlichkeit

· Weiterleitung und Kontrolle der Informationen

· Information bei Unfällen

· Untersuchung

· Berichterstattung

· Verantwortlichkeiten

1.5
Schiene

Notfallpläne für Rangierbahnhöfe müssen die Beförderung gefährlicher Stoffe berücksichtigen. Der vorliegende Leitfaden enthält die dabei in Erwägung zu ziehenden Aspekte, wie beispielsweise:

· Die Schiene hat Schnittstellen mit anderen ortsfesten Anlagen die verschiedenen/anderen Gesetzesvorschriften unterliegen und gesetzliche, sicherheits- und kontrolltechnische Bestimmungen zu erfüllen haben. Diese Anlagen haben eigene Anforderungen an Notfallpläne.

· Der Zugang zu Rangierbahnhöfen kann durch Teile der Bahninfrastruktur, wie Dämme oder Einschnitte, erschwert werden. Unter Umständen kommen Straßenfahrzeuge auch nur schwer auf dem Rangierbahnhofsgelände voran.

· Aus historisch bedingten Gründen liegen Rangierbahnhöfe teilweise in dicht besiedelten Gebieten oder sensiblem Umfeld.

· Auf der Schiene werden gefährliche Stoffe in verschiedenen physischen Zuständen und unterschiedlichen Behältnissen, z.B. in Tanks oder IBCs, national und international befördert.

· Die Bahn ist u.U. nur ein Verkehrsmittel in der Transportkette, was die Koordinierung mit anderen Verkehrsträgern erfordert.

· Gefahrgut ist nur ein Teil des gesamten Schienenverkehrs, der in einem Rangierbahnhof abgewickelt wird.

· Gefährliche Stoffe in Rangierbahnhöfen werden beförderungs- und kundenspezifisch inventarisiert.

· Die einzelnen Wagenladungen befinden sich zu unterschiedlichen Zeiten und an unterschiedlichen Orten im Rangierbahnhof.

· Das RID dient zur Risikokontrolle für die Annahme und Beförderung gefährlicher Güter.

· Es ist notwendig, die verschiedenen bahninternen und sonstigen am Schienenverkehr beteiligten Stellen (Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber, andere Betreiber) einzubeziehen.

Anhang B – Beispiele für rangierbahnhofspezifische Risiken

Diese Anlage enthält beispielhaft Umstände, die im Planungsprozess mit einzubeziehen sind. Aus Übersichtlichkeitsgründen sind sie hier in Gruppen geordnet, wobei die Risiken sich unter realen Gegebenheiten überschneiden können.

1.
Zug- und Rangierbewegungen

· Entgleisung und/oder Zusammenstoß

· Rangieren über den Ablaufberg, Gleisbremser

· Aufprallorte und -geschwindigkeiten

2.
Fahrzeuge/Packmittel

· nebeneinander stehende Wagen mit gefährlichem Inhalt (potenzieller Domino-Effekt)

· undichte Behälter oder Wagen, z.B. wegen einer Entgleisung, einem Zusammenstoß oder auf Grund eines sonstigen Defekts

· Feuer und/oder Explosion

· Austreten giftiger Gase

· Umladung vor Ort von defekten oder beschädigten Wagen/Containern, die nicht fortbewegt werden können

· potenzielle Interaktion verschiedener gefährlicher Stoffe, die sich auf Rangierbahnhöfen befinden können

3.
Allgemeines

· Feuer

· Evakuierung

· unbefugtes Eindringen/Vandalismus/Sicherheit

· Überschwemmung – Fluss/Küste

· Sturm/Beschädigung

· Straßenverkehrsunfall in der Nähe/auf Bahngelände

· Unfälle in nahe gelegenen Werken/Industrieanlagen

· Rohrleitungen auf/unter/nahe Bahngelände, die gefährliche Stoffe enthalten

· Verschmutzung von Land/Luft/Wasser

· Störungen: Gleis, Ausrüstung, Bauten, Dämme, Erdrutsch

Anlage C
-
Checkliste einzubeziehender Stellen

Nachstehend sind Beispiele interner und externer Stellen aufgeführt, die in den Planungsprozess einzubeziehen sind:

· Behörden

· Polizei, Feuerwehr, Sanitätsdienst, Küstenwache

· örtliche Planungsverantwortliche in den Behörden

· Regierungsstellen

· Umweltbehörden

· Gesundheitsbehörden

· Öffentlichkeit

· Bahnunternehmen, ihre Filialen/Dienststellen und Unterauftragnehmer

· Infrastrukturbetreiber

· Bahnpolizei

· Bahnaufsichtsämter

· andere Transportunternehmen, z.B. Bus, U-Bahn

· Gefahrgutexperten

· Betreiber von Güterverkehrsausrüstungen

· Betreiber von Güterverkehrsanlagen

· Absender/Empfänger (über die ggf. auf Fachindustrie zurückgegriffen werden kann und als Informationsquelle über das Gefahrgut)

· Gas-, Wasser- und Stromversorgungs- sowie Abwasserdienste

· Kommunikationsdienste

· Verantwortliche der Standorte, die von dem Plan betroffen sind

· Feuerschutzverantwortlicher des Notfallplanbereichs

· Pächter

· Stellen, die Anlagen oder ortsfeste Anlagen kontrollieren oder betreiben, die den Bahnbetrieb potenziell betreffen können, einschl. Pipelines

Anlage D
-
Notfallpläne:

Zusammenfassung der zu behandelten Aspekte

Unfälle und Notfälle können in den unterschiedlichsten Formen auftreten. Daher sollte bei der Erarbeitung von Notfallplänen auf Folgendes geachtet werden:

· Vorkehrungen, die zur Sicherung und Wahrung der Sicherheit des Betriebsgeländes zu treffen sind, unter Berücksichtigung der vom Notfallplan abgedeckten Gebiete und Tätigkeiten.

· Permanente Bahnbetriebssicherung (Abschalten Traktionsstrom und Erdung).

· Weisung für die Not- und Rettungsdienste mit Angaben zum Standort.

· Vereinbarung eines Treffpunkts mit einem Mitarbeiter, der die Not- und Rettungsdienste bei Ankunft empfängt.

· Unterrichtung der Pächter des Rangierbahnhofs und der anderen vom Notfallplan Betroffenen darüber, wie im Ernstfall im Einzelnen zu handeln ist.

· Freihaltung des Zugangs der Not- und Rettungsdienste, einschl. Sicherstellung, dass die Straßen frei sind.

· Angabe der Notfall-Einsatzleitung des Rangierbahnhofs, des Zugangs und Treffpunkts auf einem aktuellen Standortplan für die Not- und Rettungsdienste.

· Organisation, Kommando, Koordinierungsvorkehrungen, Warnsystem, Kontakte, Umsetzungsverfahren, Einsatzleitung.

· Treffen der Hauptverantwortlichen (des Betriebsgeländes und außerhalb des Betriebsgeländes), insbesondere der Mitarbeiter der Bahn, die den Einsatz leiten und für den Kontakt mit der Leitung der Not- und Rettungsdienste verantwortlich sind.

· Identifizierung anderer gefährlicher Stoffe, die in Fahrzeugkomponenten vorhanden sein können.

· Kommunikationsausrüstung, -verfahren und Vorkehrungen.

Darüber hinaus sollte aus dem Plan klar hervorgehen,

· unter welchen Umständen er zum Einsatz kommt,

· wer für die Leitung der bahnspezifischen Aspekte des Unfalls zuständig ist,

· dass es effiziente Abhilfemaßnahmen und kompetente Mitarbeiter gibt, die für das Management und die Untersuchungen auf dem und außerhalb des Betriebsgeländes zuständig sind,

· wofür jede im Plan genannte Person zuständig ist,

· was jede bahninterne oder –externe Stelle zu leisten hat,

· wie die Maßnahme effizient, koordiniert und umfassend ausgelöst, geleitet und kontrolliert wird, wie die Stoffe geborgen werden, wie die Öffentlichkeit vorbereitet und wie die Maßnahme abgeschlossen wird,

· wie während der Unfallbekämpfung über den aktuellen Stand berichtet wird,

· dass Vorkehrungen unter Berücksichtigung der Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen für das Personal der Eisenbahnverkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber, ihrer Beauftragten und Subunternehmen, der Not- und Rettungsdienste sowie der Öffentlichkeit, einschl. der Opfer, getroffen wurden,

· dass Vorkehrungen für erste Hilfe, Opfer, die Evakuierung und die Verbindung mit den Not- und Rettungsdiensten getroffen sind,

· wer für Sondereinsätze und –ausrüstungen zuständig ist, einschl. Bergungsgerätschaften und Material zur Eindämmung von Verseuchung,

· welche bahnbetrieblichen Vorkehrungen getroffen sind,

· wer Informationen über die Wetterlage geben kann,

· wie Einzelheiten zur den vorhandenen gefährlichen Stoffen und anderen Risiken im Zusammenhang mit Bahnausrüstungen in Erfahrung gebracht werden können,

· wie Beweise sichergestellt werden, welche Vorkehrungen für die Untersuchung zu treffen sind bzw. wie sich die Beziehung zur Polizei gestaltet und welche Anforderungen für die Ermittlungen im Notfall zu erfüllen sind,

· was im Bezug auf die Medien vorgesehen ist,

· wie das Gelände wieder zugänglich gemacht und der Betrieb wieder aufgenommen wird,

· was im Einzelnen für Arbeiten, die nach einer Sofortmaßnahme weitergeführt werden und nach der Wieder-Inbetriebnahme vorgesehen und wer verantwortlich ist, z.B. im Bezug auf Aufräumarbeiten,

· inwieweit freiwillige Hilfsorganisationen zur Unterstützung zur Verfügung stehen,

· wo Hubschrauber landen können.

Anlage E
-
Risikostudie und -bewertung

1.
Einleitung

Die Risikostudie besteht aus 4 Hauptelementen:

· Identifizierung der einzelne Aspekte im Rangierbahnhof mit besonderem oder hohem Unfallpotenzial,

· Identifizierung potenzieller Unfallursachen (vgl. auch Anlage B),

· Bewertung der Auswirkungen möglicher Unfallszenarien,

· Bewertung der erforderlichen Maßnahmen zur Prävention, Beherrschung und Eindämmung. Dabei kann man sich zwar auf Unfallszenarien mit hohem Risiko beschränken, es ist aber sicherzustellen, dass auch in den restlichen Teilen des Rangierbahnhofs die Sicherheitsaspekte nicht vernachlässigt werden.

Die Risikostudie betrachtet das Schadenspotenzial für Einzelpersonen, Gesellschaft und Umwelt. Der Feinheitsgrad der Analyse sollte im Verhältnis zum potenziellen Schaden stehen, wobei auch die Eintrittswahrscheinlichkeit zu betrachten ist (eingeschränkte Analyse für unwahrscheinliche Szenarien bzw. solche mit unwesentlichen Auswirkungen).

2.
Identifizierung der Tätigkeiten mit Unfallpotenzial

Hier wird versucht festzustellen, wo Gefahrgut im Rangierbahnhof bewegt oder abgestellt wird. Der Rangierbahnhof kann in Bereiche aufgeteilt werden, die ein bestimmtes Gefahrgutvolumen fassen dürfen (insbesondere mit hohem Risikopotenzial und gefährliche Eigenschaften). Es sollte festgestellt werden, in welchen Zügen diese Stoffe ankommen oder abfahren bzw. ob sie vor der Weiterfahrt in andere Züge eingestellt werden.

Diese Analyse kann ab den vorliegenden Aufzeichnungen oder, unter Berücksichtigung des bestehenden Durchsatzes, neu für beginnende Verkehre erstellt werden und bestimmt die Bereiche des Rangierbahnhofs, für die eine eingehendere Sicherheitsstudie erstellt werden sollte.

Ferner können auch Daten zurückliegender Vorfälle oder Betriebserfahrungen im betroffenen Rangierbahnhof oder ähnlichen Einrichtungen herangezogen werden.

3.
Identifizierung von Gefahrenquellen

Gefahren können dort entstehen, wo der normale, sichere Betrieb des Rangierbahnhofs unterbrochen werden kann, d.h. dort, wo Wagen bewegt werden, obwohl auch Risiken durch Beschädigungen am Wagen oder externe Einflüsse erzeugt werden können. Als größtes Risiko ist jedoch das, wodurch auch immer verusachte Austreten eines gefährlichen Stoffs zu betrachten.

Risiken können entstehen durch:

· das Austreten eines gefährlichen Stoffs aus einem Wagen und Berührung mit anderen Wagen, die andere Arten gefährlicher Stoffe enthalten,

· externe Einflüsse, z.B. Naturerscheinungen wie Blitz oder extreme Wetterbedingungen oder Auswirkungen benachbarter Industrieanlagen bzw. Be- und Entladeeinrichtungen der Bahn,

· Sicherheit – unbefugtes Eingreifen,

· Systeme für die Gestaltung, Instandhaltung, Sicherheit – Unzulänglichkeiten in der Gestaltung, im Betrieb, in der Instandhaltung, in vorübergehenden Betriebssystemen, in der Gleisinstandhaltung, im Sicherheitsmanagement, im Feuerschutz.

Aufzeichnungen früherer Unfälle und die daraus gewonnenen Erkenntnisse sind in jedem Fall äußerst wertvoll.

Die Studie sollte von Experten erstellt werden, die sich sowohl im Rangierbetrieb als auch mit den ausrüstungs- und gestaltungstechnischen Aspekten auskennen.

4.
Bewertung der Unfallfolgen

Die Bewertung möglicher Unfallfolgen ist ein wesentlicher Input bei der Planung adäquater technischer oder betrieblicher Vorbeuge- und Abhilfemaßnahmen zur Wahrung des sicheren Rangierbahnhofbetriebs.

Auch hier gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: die Bewertung sollte proportional zum Risiko sein – ob rein abgeschätzt, qualitativ bemessen oder modelliert.

Im Rahmen von Unfallfolgebeurteilungen werden die Auswirkungen bestimmter Unfallszenarien betrachtet. Sie tragen dazu bei, Unfälle nicht nur durch allgemeine Beherrschungsmaßnahmen, sondern auch durch effiziente Notfallpläne unter Kontrolle zu bringen. Letztere können sowohl für den Rangierbahnhof als auch außerhalb dessen Betriebsgelände gelten und Maßnahmen der örtlichen Behörden für diesen Bereich umfassen.

Die Entscheidungsprozesse der Unfallfolgebewertung sind aufzuzeichnen.

5.
Prävention und Abhilfe

Unfälle sind möglichst durch sichere Arbeitsverfahren zu vermeiden bzw. an der Quelle zu reduzieren. Das Restrisiko sollte durch angemessene Maßnahmen nach dem ALARP-Grundsatz („as low as reasonably practicable“) gehändelt werden.

Diese sollen:

· Funktionsstörungen vermeiden,

· unfallverursachende Vorgänge verhindern,

· Auswirkungen eines Unfalls auf Personen oder die Umwelt eindämmen.

Nachstehend einige typische Maßnahmen zur Vorbeugung, Kontrolle und Eindämmung für Rangierbahnhöfe:

· Sicherstellung der Einhaltung der Eisenbahnbetriebsvorschriften

· Gewährleistung von wagen- und ladungsgerechten Rangiergeschwindigkeiten

· Sicherstellung adäquater Gleisinstandhaltung

· Planung und Management von Reparaturen und Änderungen der Ausrüstungen

· Jederzeit verfügbarer Fachberatung über die betroffenen gefährlichen Stoffe

· Analyse des Sicherheitsgrads des Rangierbahnhofs

· Sicherstellung umgehender und wirksamer Sofortmaßnahmen.

Anlage F
-
Ausrüstung

Geräte und Einsatzmittel für Notfälle (z.B. Feuerschutz, Beschilderung, Beleuchtung) müssen in den Plänen sorgfältig bedacht werden, wenn sie effizient sein sollen. Daher sollten die Pläne folgende Aspekte beachten und abgesprochene Ausrüstungsanforderungen oder –verbesserungen auflisten:

· erste Hilfe- und Rettungsausrüstung (und Verfügbarkeit einer entsprechenden Anzahl qualifizierter Mitarbeiter),

· Vorkehrungen zur sofortigen Reparatur der Ausrüstung

· Notbeleuchtung – Vorhaltung und Standort

· Aufzeichnungen über Tests und Wartung der Ausrüstung

· Spezialausrüstung für den Umgang mit Gefahrgut

· Vorkehrungen, um Sonderausrüstungen ordern zu können (wo/wer)

· Standortplan der Ausrüstungen und Systeme (Kanalisation, Wasser, Strom, Gas)

· Bergungs- und Räumungsgerätschaften, z.B. Kräne (Straße oder Schiene), (Straße/Schiene-Bergungsausrüstung); Hebezeug oder alle Arten Loks und Fahrzeuge

· Ausrüstung für die Eindämmung von Umweltkatastrophen und freigewordener Flüssigkeiten, z.B. zum Sperren und Aufwischen

· Einrichtungen zum Schutz des Personals und des Standortes,

· die Bereitstellung von Erfrischungen

· effizientes Feuermeldesystem

· tragbare oder ortsfest installierte Geräte zur Feuerbekämpfung

· Standort der Kontrollstelle(n) 

· Verbindungen für die Kommunikation zwischen den Kontrollstellen

· Vorkehrungen für die Beschriftung, Farbcodierung und Handhabung der Hauptventile, Schalter, Abstellhebel.

Dies sind lediglich Beispiele: andere Ausrüstungen können sich durchaus als notwendig erweisen. Sie sind mit derselben Sorgfalt zu behandeln und ggf. in den Notfallplan einzuarbeiten.

Anlage G
-
Organisation von Übungen

In diesem Abschnitt werden die Aspekte aufgeführt, die bei der Organisation von Notfallübungen berücksichtigt werden sollen. Punkte, von denen mehrere Stellen betroffen sind, sollten miteinander abgesprochen werden.

Für jede Übung soll ein Hauptverantwortlicher für die Koordination der Aktivitäten, des Managements und des anschließenden Erfahrungsaustausches benannt werden.

1.
Ziele

Die Ziele werden sowohl für die Übung insgesamt als auch für jeden Teilnehmer individuell festgelegt. Sie tragen den Ressourcen, die jede beteiligte Organisation bereit ist, zur Verfügung zu stellen, Rechnung.

2.
Kosten

Die Teilnehmer sollen angeben, wer die Kosten der Übung übernimmt.

3.
Rechtliche Aspekte

Schriftliche Vereinbarungen sind erforderlich für die:

· finanzielle Haftung und

· Entschädigungsverfahren 

4.
Einsatz der geplanten Ressourcen und Mittel

· Die Bereitstellung, der physische Zustand vor und nach der Benutzung, die Bedingungen der Nutzung (Betriebsgelände oder Fahrzeuge) der Einsatzmittel sind mit dem Besitzer abzusprechen,

· die Risiken – auch diejenigen, die im Zusammenhang mit dem Materialzustand stehen – sollen vorab ermittelt werden ebenso wie geeignete Sicherheitskontrollen vor einem Einsatz,

· das Wiederherstellen des Orts nach der Übung,

· die Auswirkungen auf die Infrastruktur und den normalen Bahnbetrieb werden von allen an der Übung Beteiligten beurteilt und mit anderen tatsächlich oder potenziell betroffenen Stellen abgesprochen.

5.
Andere Übungen

Die Stelle, die die Hauptverantwortung für die Durchführung einer Übung trägt, soll vorab prüfen, ob andere Übungen durchgeführt werden, die sich auf die Übung auswirken können oder auf die sich die Übung auswirken kann, sodass sichergestellt wird, dass die notwendigen Mittel verfügbar sind und überflüssiger Doppelaufwand vermieden wird.

6.
Weiterleitung von Informationen

· Die Weiterleitung von Vorabinformationen über eine Übung (z.B. Übungsort, Ziele, Datum und Uhrzeit) sollte sowohl innerhalb der teilnehmenden Stellen als auch außerhalb und an Einzelpersonen entsprechend geregelt werden.

· Es sind geeignete Bestimmungen für die Weitergabe von Informationen über eine geplante oder eine laufende Übung an die Medien vorzusehen.

7.
Sicherheitsplan

Für alle Übungen, die den vollumfänglichen Einsatz der Ausrüstungen erfordern oder während des normalen Bahnbetriebs stattfinden, soll ein Sicherheitsplan erstellt werden. Diese Pläne können allgemein gehalten und lediglich Änderungen des Datums und der Uhrzeit unterworfen sein oder speziell für regelmäßige Übungen, wie Evakuierungen, erstellt werden.

Sicherheitspläne sollen folgende Angaben enthalten:

· die Stelle, die bei der Übung die gesamte Sicherheitsverantwortung trägt

· die Grenzen des von der Übung betroffenen Bereichs sowohl für die Teilnehmer als auch für die nicht direkt involvierten Anwesenden

· die Zugangsbedingungen des Ortes

· die Funktionen und Vorkehrungen im Hinblick auf die betriebliche Sicherheit der Übung

· Vorkehrungen hinsichtlich des Abschaltens des Traktionsstroms und der Erdung

· Schnittstelle zwischen Betrieb, Bereich der Übung, der eigentlichen Übung und der Überwachung des Übungsablaufs

· Schnittstelle zwischen der Überwachung der Übung und der Kontrollstellen außerhalb des Betriebsgeländes

· Erste-Hilfe-Maßnahmen und medizinische Notfallversorgung

· Überwachung von Dienstzeiten, Ruhe- und Erfrischungspausen

· Bestimmungen für die vorzeitige Beendigung einer Übung aus Sicherheitsgründen

· Bedingungen, unter denen die Sicherheitsbestimmungen vor Ort vor Beginn der Übungen allen Beteiligten übermittelt werden.

8.
Echtzeit-Kontrolle

Die Bestimmungen hinsichtlich Leitung und Überwachung der Übung sollen Aufschluss geben über:

· die Funktionen und Verantwortungsbereiche der Stelle, die die Übung leitet

· wie der Leiter durch ein Übungskontrollteam unterstützt wird,

· die Beziehungen zwischen der Leitung der eigentlichen Übung, den Vermittlern und den Beobachtern,

· die Beziehungen zwischen dem Verantwortlichen der Übung und dem Sicherheitsbeauftragten des Übungsbereichs,

· die Wechselwirkung zwischen Leitung und Verlauf der Übung,

· die Bedingungen, unter denen die Vermittler (die Einfluss auf den Ablauf der Übung nehmen können) und die Beobachter eingesetzt, angeleitet und geführt werden

· das Verfahren, nach dem eine Übung (aus Sicherheitsgründen vorzeitig) beendet werden darf (z.B. mittels eines spezifischen Codeworts).

9.
Nachbesprechungen - Erkenntnisse

Nach jeder Übung soll unter Beteiligung aller Betroffenen eine Nachbesprechung stattfinden, deren Termin vorzugsweise bereits vor der Übung feststeht. Für größere Übungen bedarf es unter Umständen einiger besonderer Besprechungen sowie einer anschließenden allgemeinen Diskussionsrunde.

Die in der Übung gewonnenen Erkenntnisse sollten schriftlich festgehalten werden.

Anlage H
-
Inhalt des Musterplans

Vorschlag für den Inhalt eines Notfallplans:

· Rangierbahnhöfe und andere betroffene Bahnbetriebsstätten bzw. -anlagen

· herausgebende Stelle und Kontaktpersonen

· Verteiler/Inhalt/Änderungsverzeichnis

· Einführung

· Ziele des Plans

· Verantwortlichkeiten

· Referenzen – andere Informationsquellen/andere Pläne

· Notfallpläne anderer Stellen

· Begriffsbestimmungen

· Bereich, für den der Plan gilt

· Art des Notfalls

Warnsystem

Not- und Rettungsdienste und Behörden

Anweisungen an Pächter und Mitarbeiter

· bahnbetriebliche Maßnahmen

Schutz des Betriebsgeländes

Anweisungen des Gefahrgutexperten/Maßnahmen 

· Vorkehrungen für die Störungskontrolle

Verantwortlicher der Bahn

Leitende Stelle/Standort

Vorkehrungen für Not- und Rettungsdienste

andere betroffene Stellen

Kommunikation

· Checkliste der auszuführenden Tätigkeiten

Systematisches Checken

Schriftliche vorliegende Anweisungen

Einzelszenarien (Feuer, Auslaufen, ausströmendes Gas…)

· Systeme und Ausrüstungen

Vorkehrungen für die Medien

Zugang zu den Notfalldiensten und Ausrüstungen

Treffpunkte

· Evakuierung und Rückkehr in das Gelände

Opfer

Einsatz von Zügen

Schutz der evakuierten Bereiche

Wiederaufnahme des Betriebs

· Bahnbetrieb

auf örtlicher Ebene

Gesamtsicht/Strecken

erneute Zugänglichkeit

· Kontakte und Rufnummern

Not- und Rettungsdienste

Bahndienstliche Stellen, ihre Beauftragten und Unterauftragnehmer

Pächter auf dem Gelände

· Ausrüstungen und Einsatzmittel

Feuerbekämpfung

Erste-Hilfe-Ausrüstung

andere Dienste

andere Mittel

Kommunikation

· Hilfe für die Betroffenen auf dem oder außerhalb des Betriebsgelände(s)

· Schulungen und Übungen

· Bedingungen für die Analyse
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Safe Management Practices in Distribution CIA/CEFIC 1997
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Abkürzungsverzeichnis

ADR
Europäisches Übereinkommen über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße

CEFIC
Europäischer Verband der chemischen Industrie

GEB
Gemeinschaft der Europäischen Bahnen

ICHCA
International Cargo Handling Co-ordination Association

(Internationaler Koordinierungsverband für die Handhabung des Güterverkehrs)

IMO
Internationale Organisation für das Seewesen

OECD
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

RID
Internationale Ordnung für die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn. 

RID: Anlage I zu den Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern (CIM).

CIM: Anhang B des Übereinkommens über den Internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) 

UIC
Internationaler Eisenbahnverband

UNEP
Umweltschutzprogramm der Vereinten Nationen

UNO
Organisation der Vereinten Nationen

Begriffsbestimmungen

Absender

Das Unternehmen, das selbst oder für einen Dritten  gefährliche Güter versendet. Erfolgt die Beförderung auf Grund eines Beförderungsvertrages, gilt als Absender der Absender gemäss diesem Vertrag.



Anlage

Bahngelände, an dem der Transfer gefährlicher Stoffe in Behältern oder Ladeeinheiten auf die Schiene bzw. von der Schiene auf ortsfeste Anlagen und umgekehrt erfolgt. (daher: Betreiber von Anlagen).



Bahnen

Sammelbegriff für Infrastrukturbetreiber, Eisenbahnverkehrsunternehmen und andere am Betrieb der Bahnanlagen, der Instandhaltung und der Bereitstellung von Fahrzeugen beteiligte Stellen.



Behörde

Nationale, regionale oder örtliche Stelle, die dazu ermächtigt ist, rechtliche Vorgaben zu machen und diese zu vollstrecken.



Betreiber von Güterverkehrsausrüstungen

Betreiber von Güterwagen, wie Kesselwagen, oder Ausrüstungen, wie Tankcontainer oder Ladeeinheiten, die auf der Schiene befördert werden.



Eisenbahnverkehrsunternehmen

Transportorganisierendes und zugbetreibendes Unternehmen, das gefährliche Stoffe mit oder ohne Transportvertrag in der Funktion des Beförderers transportiert.



Gefahr
Etwas, das potenziell Schaden anrichten kann.



Gefährliche Stoffe

Stoffe und Gegenstände, deren Beförderung gemäss RID verboten oder nur unter bestimmten Bedingungen gestattet ist. (Es kann sich um feste oder flüssige Stoffe oder um Gase handeln, die in Kesselwagen, Tankcontainern oder verpackt in Ladeeinheiten oder anderen Wagen transportiert werden).



Güterwagen

Schienenfahrzeug ohne eigenen Antrieb, das auf eigenen Rädern auf Schienen fahren kann und für den Transport von Gütern bestimmt ist.



Infrastrukturbetreiber

Unternehmen, das für die Bereitstellung und die Instandhaltung der Gleise und zugehörigen Anlagen sowie für die Betriebslenkung verantwortlich ist (wobei die einzelnen Verantwortlichkeiten von Land zu Land unterschiedlich sein können).



Ladeeinheit

Beladene oder leere Einheit wie Container, Wechselbehälter oder Straßenfahrzeug, die eine Ladung enthalten kann und geeignet ist, mit einem Güterwagen als Teil eines Zuges transportiert zu werden.



Not- und Rettungsdienste

Polizei, Feuerwehr, Sanitäter oder Küstenwache.



Notfall

Lage, die durch ein unvorhergesehenes bzw. unerwartetes Ereignis entstanden ist, die Leben gefährdet oder erhebliche Schäden nach sich zieht und Sofortmaßnahmen erfordert.



Ortsfeste Anlage

Einrichtungen wie Industrie- oder Hafenanlagen.



Plan für Bereiche außerhalb des Betriebsgeländes

Durch die Verantwortlichen für das Gebiet oder die Tätigkeiten nahe des  Rangierbahnhof(s) bzw. solche, die von einem Unfall dort betroffen sein könnten, erstellte(r)  Notfallplan (-pläne).



Plan für das Betriebsgelände

Notfallplan für den Rangierbahnhof.



Rangierbahnhof
Als Transitstelle und Glied der Transportkette ist der Rangierbahnhof eine besondere Art Bahnhof. Er verfügt über mehrere Gleise für den Empfang und die Vorbereitung von Güterzügen sowie das Rangieren deren Wagen entsprechend ihrem Bestimmungsort mit dem Ziel, neue Züge zu bilden und diese an ihren Bestimmungsort zu senden.



Risiko

Wahrscheinlichkeit, mit der ein Schaden durch eine potenzielle Gefahr entsteht.



Unfall

Unvorhergesehenes und unkontrolliertes Ereignis, das Tod, Krankheiten, Verletzungen oder andere erhebliche Schäden verursacht.



Zwischenfall

Unvorhergesehenes und unkontrolliertes Ereignis, das Tod, Krankheit, Verletzungen oder erhebliche Schäden hätte verursachen können, aber nicht hat. 
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